
Im September läuten die 
Lohnverhandlungen bei 
Metallern und Bau-Holz 
den Auftakt der Herbst-
lohnrunde ein. Die steht 
im Zeichen einer noch 
immer stagnierenden 

Wirtschaft. Von den op-
timistischen Aussagen 
am Jahresanfang ist nicht 
mehr viel zu hören, z.B. 
senkte die Bank Austria 
ihre Wachstumserwar-
tung für 2014 von 2% auf 
0,8%.

Die Unternehmersei-
te benutzt das, um zu be-
haupten, dass deshalb 
Lohnerhöhung nicht mög-
lich seien, da kein Geld da 
wäre. Und das, obwohl die 
Unternehmen riesige Ge-

winne und Management-
gehälter bzw. -Boni aus-
zahlen. Außerdem horten 
sie viele Milliarden, ohne 
diese zu investieren. Die 
SLP fordert eine 50%ige 
Besteuerung dieser Gelder – 
und ihren Einsatz durch die 

Öffentliche Hand für Öf-
fentlichen Verkehr, Bildung 
und Gesundheitswesen.

Sogar das Wifo erkennt 
dass es „ein weiteres Prob-
lem neben der Investitions-
zurückhaltung der Unter-
nehmen sei, dass die Real-
einkommen das fünfte Jahr 
in Folge sinken.“ 

Doch wir sind nicht nur 
für höhere Löhne, damit 
die Wirtschaft angekur-
belt wird sondern einfach, 
weil sie uns für unsere Ar-
beit zustehen und wir das 
Geld brauchen um zu leben 
und uns Miete, Lebensmit-
tel usw. leisten zu können.

Die niedrigen Lohnerhö-
hung der letzten Jahre rei-
chen oft nicht einmal um 
die Inflation auszugleichen. 

Um das zu verhindern, 
braucht es eine automati-
sche Anpassung der Löhne 
an die Inflation.

Doch es ist falsch, wenn die 
Gewerkschaft behauptet, 
kalte Progression und In-
flation fressen die guten 
Lohnabschlüsse auf. Denn 
durch das Verzichten des 
ÖGB auf Arbeitskämp-
fe und Streiks waren die 
Abschlüsse in den letz-
ten Jahren mager, wo ge-
kämpft wurde, waren die 
Ergebnisse besser.

Fromme Bitten an Ver-
treter der Wirtschaft rei-
chen nicht, um Lohnerhö-
hungen zu erreichen. Ge-
nauso wenig wie Unter-
schriften reichen werden, 

um die Regierung zu einer 
Senkung der Lohnsteuer zu 
bringen.

Um Zugeständnisse und 
Erfolge gegenüber Regie-
rung und Unternehmen 
zu erzielen, braucht es ei-
ne kämpferische Kampa-
gne getragen von Gewerk-
schaftsmitgliedern und 

-aktivistinnen um Druck 
aufzubauen.	  
		  Christoph Glanninger

Die SLP fordert: 
FF Eine kämpferische 
Kampagne für 
KV-Abschlüsse mit 
ordentlichen Erhöhungen
FFAutomatische Infaltions-
anpassung der Löhne
FF Fine aktive Kampagne 
für eine Senkung 
der Lohnsteuer!
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Höhere Löhne werden uns 
nicht geschenkt, die müssen 
wir hart erkämpfen!

Immer weniger Geld im Börsel
Während die Reichen immer reicher werden, 
wird das Geld im Börsel von ArbeitnehmerIn-
nen immer weniger. Das ist Ausdruck der ka-
pitalistischen Normalität: Der Anteil der Wor-
king Poor und Arbeitslosigkeit steigen, Löhne 
stagnieren. 8% der Erwerbstätigen sind trotz 
Job armutsgefährdet. Löhne werden gedrückt, 
um die Profite zu erhalten. 	 Seite 2

USA: Höchster Mindestlohn der Welt
Socialist Alternative, die Schwesterorganisation 
der SLP in den USA, erkämpfte in Seattle ei-
nen Mindestlohn von $15. Die Bewegung der 
NiedriglohnarbeiterInnen breitet sich immer 
weiter aus. Wie der Erfolg erreicht wurde und 
wie noch mehr erkämpft werden kann, be-
richtet Patrick Ayers von Socialist Alternative 
Seattle.                                       		                   Seite 12

Schwerpunkt
Vor 75 Jahren brach Hitler-
deutschland den 2. Welt-
krieg vom Zaun. Die Grün-
de faschistischer Barbarei, 
kapitalistischer Interessen 
und der imperialistischen 
Manöver aus marxisti-
scher Sicht.    Seiten 7-10
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Am 1. September 1939 be-gann der 2. Weltkrieg, der unendlich viel Leid über unzählige Men-schen brachte. Anläss-lich des 75. Jahrestags des Kriegsbeginns wird es ein breites Gedenken geben. Glauben wir der Mehrheit der TV-Dokus, Zeitungs-Artikel und Kinofilme, aber auch der vorherr-schenden Darstellung in Schulen und Unis, war vor allem einer schuld: 

Hitler. Gemeinsam mit einer Bande gewissenlo-ser, boshafter Handlan-ger habe er die Deutschen und ÖsterreicherInnen getäuscht, verführt und in Völkermord und tota-len Krieg getrieben. 

Der 2. Weltkrieg wird in diesem Geschichtsbild zu einem Kampf zwischen „Gut und Böse“, in dem 

am Ende die Moral über die Schurken siegt. 
Viel Aufwand wird in die Verbreitung eines sol-chen Geschichtsbilds ge-steckt. Mit der Begren-zung „des Bösen“ auf ei-ne kleine Schicht, der Millionen MitläuferInnen zur Verfügung und eini-ge WiderständlerInnen entgegenstanden, kön-nen der deutsche und ös-terreichische Staat gut le-ben. Besonders die Eliten 

versuchen sich bis heu-te „rein“zuwaschen. Der Mythos der Attentäter des 20. Juli 1944 stellte angeb-lich „die Ehre des deut-schen Soldaten“ wieder her. Selten wird dabei er-wähnt, dass Stauffenberg und seine Mitstreiter eine Militärdiktatur und die Fortführung des Vernich-tungskriegs gegen die So-wjetunion planten. Hier 

kommen wir auch einem echten Kriegsmotiv nä-her: Die deutschen Eliten, bzw. die deutsche Bour-geoisie, hatten Angst vor dem „Kommunismus“. Die Abschaffung des Ka-pitalismus 1917 in Russ-land und die folgenden Revolutionen in Europa, die nur knapp und mit heftiger Gewalt nieder-geworfen werden konn-ten, waren Traumata für die KapitalistInnen. Für 

sie galt es also gleich zwei Feinde zu besiegen: die Sowjetunion und die Ar-beiterInnenbewegung im eigenen Land. 

So kam es auch in Ungarn, Italien, Österreich, Spa-nien bzw. Japan, China und einer Reihe anderer Länder zu Diktaturen und Faschismus. Die Kapita-listInnen unterstützten 

den Weg der  Faschisten an die Macht. Hitler war z.B. der erste deutsche Po-litiker, der (dank großer Spenden) per Flugzeug in ganz Deutschland Wahl-kampf machen konnte. Die SA erhielt schon früh Ausrüstung und Geld im großen Stil von Indust-riellen und Banken, die dafür einen Schutz gegen rebellische ArbeiterInnen erhielten. 

Der 2. Weltkrieg war aber auch eine Antwort auf die verheerende Wirt-schaftskrise der 1920er und 1930er Jahre. Es war auch, und für eini-ge teilnehmende Staa-ten vor allem, ein Krieg um Rohstoffe und Ab-satzmärkte. Und tatsäch-lich wurden Viele in die-sem Krieg enorm viel rei-cher. Das finanzielle Er-be aus Völkermord und Krieg verwalten bis heu-te die Nachfahren von z.B. Steyr oder Krupp, die auch dank Zwangsar-beiterInnen in ihren teils firmeneigenen Konzent-rationslagern gigantische 

Profite aus der Kriegs-produktion scheffelten. 
All das spielte in der öf-fentlichen Aufarbeitung des 2. Weltkriegs schon einmal eine größere Rol-le. Die 68er beschäftig-ten sich stärker und kri-tischer mit der Geschich-te ihrer Eltern-Genera-tion und brachten vieles zutage, das heute in Me-dien und Geschichts-unterricht gerne wie-der vergessen wird. Aber das neue alte Geschichts-bild passt wohl besser zu der Art, wie die heuti-gen Konflikte dargestellt werden:

Glauben wir den gro-ßen Medien, geht es in der Ukraine auch wieder um „Gut gegen Böse“. Tat-sächlich sind die Herr-schenden bis heute da-zu bereit, ihre Konkur-renz untereinander mit Krieg zu „lösen“. Auch in der Ukraine oder dem sich anbahnenden Konflikt im Südpazifik geht es letzt-lich darum, welche Kapi-talistInnen in der Region Profite machen dürfen. 
  Tilman M. Ruster

In den Medien ist viel zu Hitler zu finden. Krupp, IG-Farben, Steyr & Co kommen praktisch nicht vor.
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2. Weltkrieg: Euer 
Krieg, unsere Opfer

Das Erbe der WM

Wir brauchen mehr 
Geld zum Leben!
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von Sonja Grusch� Wie war das 
mit dem Zauberlehrling? Die 
USA unterstützten die Mud-
schaheddin (gegen die Sowje-
tunion), die Vorläufer der Ta-
liban. Israels Regierung bau-
te die Hamas als Gegenpol zur 
linken PLO auf. Die Geister, 

die der Imperialismus rief, wird er nicht mehr los. 
Dort, wo religiöse Fanatiker nicht direkt aufgebaut 
wurden, wurden die Grundlagen für ihr Wachstum 
geschaffen: Ausbeutung der nigerianischen Roh-
stoffe durch den Imperialismus – so kann sich Bo-
ko Haram als Alternative präsentieren. Afghanistan 
bzw. Libyen, die ins Mittelalter gebombt wurden. 
Im Irak wird eine Elite, die ausländische Firmen un-

terstützt, hofiert, das Land auszuplündern und ent-
lang religiöser Linien zu spalten. In Syrien werden 
Waffen an die Rebellen geliefert, um den beim Wes-
ten unbeliebten Assad zu beseitigen – während die 
PKK, eine nicht religiöse linke Kraft, die sich Isis/IS 
erfolgreich entgegenstellt, im Westen selbst krimi-
nalisiert wird. 
Isis/IS ist ein weiteres Kapitel im langen Buch der 
Verbrechen des Imperialismus. Die ewig gleiche 

„Lösung“ des Imperialismus: Eine militärische In-
tervention des Westens wird als notwendig präsen-
tiert, um den Isis-Wahnsinn zu stoppen. Doch mit 
den für die Terrorbekämpfung untauglichen Mit-
teln des Imperialismus wachsen der fundamen-
talistischen Hydra für jeden abgeschlagenen Kopf 
mehrere neue. Weil eben bestenfalls Symptome, nie 
aber Ursachen bekämpft werden. Wie können die 
Übel des religiösen Fundamentalismus und der lo-
kalen Warlords wieder in die Büchse der Pandora 
zurückverfrachtet werden? Indem der Zauberlehr-
ling Imperialismus UND die Hydra Fundamentalis-
mus bekämpft werden. Indem wir hier die schwa-
che, aber existierende ArbeiterInnenbewegung so-
wie die multiethnischen Strukturen, die es noch 
gibt, unterstützen und indem wir verhindern, dass 
der Westen die nächste militärische Intervention 
zur „Friedenssicherung“ beginnt.

Frauen verdienten 2011 
bei gleicher Qualifikati-
on 21,26  % weniger. Vie-
le Frauen arbeiten Teilzeit 
und in „Frauenbranchen“ 
wird weniger bezahlt. Die 
Regierung beklagt die 
Teilzeitquote, stellt aber 
zu wenig Kinderbetreu-
ungsplätze zur Verfü-
gung. Stattdessen setzt 
sie auf moralische Appel-
le, um Mädchen für Män-
nerjobs zu interessieren 
und zahlt dabei in Frau-
enbereichen selbst wenig. 
Die Gewerkschaft sieht zu, 

anstatt Kämpfe zu führen 
oder wirklich entschlos-
sen Frauen zu organisie-
ren. Im Handel gibt es in 
manchen Bereichen nicht 
einmal Betriebsräte. Wenn 
gekämpft wird, gehören 
Frauen zu den Entschlos-
sensten – weil sie am meis-
ten zu gewinnen haben. 
Gerade in Frauenbranchen 
sind Arbeitskämpfe nicht 
nur nötig, sondern auch 
möglich. So könnten Min-
destlöhne und eine echte 
Abschaffung von Niedrig-
lohnjobs erreicht werden.

Niedriglöhne: Frauen sind 
besonders betroffen

Gesetzlicher Mindestlohn 
und hohe KV-Abschlüsse!

Großmachen, draufhauen,
 und das Ganze nochmal
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Der ÖGB wehrt sich gegen 
einen gesetzlichen Min-
destlohn (Bernhard Achitz, 
leitender Sekretär im ÖGB: 

„Gesetzlicher Mindestlohn 
könnte zu sinkenden Löh-
nen führen“). Es gäbe ja eh 
Kollektivverträge. Aber für 
uns ist das keine entweder-
oder-Frage. Ein Mindest-
lohn, der von unten durch 
eine Bewegung erkämpft 
wird, wird eine reale Ver-
besserung für viele Arbei-
terInnen darstellen. Doch 
der ÖGB kämpft ja auch auf 
der KV-Ebene nur sehr zag-

haft. Aufgrund seiner Pas-
sivität sind die KV mitt-
lerweile die einzige Exis-
tenzberechtigung für den 
ÖGB. Klar darf ein gesetz-
licher Mindestlohn die KV 
nicht ersetzen. Aber nie-
mand hindert den ÖGB, 
zusätzlich zu einem ge-
setzlichen Mindestlohn in 
den einzelnen KV höhere 
Mindestlöhne zu erkämp-
fen. V.a., wenn man den 
gesetzlichen Mindestlohn 
mit einer automatischen 
Inflationsanpassung ver-
bindet.

Die Reichen werden im-
mer reicher, doch das Geld 
im Börsl von Arbeitneh-
merInnen weniger. Das ist 
Ausdruck der kapitalisti-

schen Normalität: Der An-
teil von Working Poor und 
Arbeitslosigkeit steigen, 
Löhne stagnieren. 8  % der 
Erwerbstätigen sind trotz 
Job armutsgefährdet. Un-
ternehmen versuchen, das 
Lohnniveau zu drücken, 
um Profite zu erhalten. Seit 
der Krise 2008 gibt es nur 
magere Lohnabschlüs-
se. Besonders im Niedrig-
lohnsektor (unterste 10  %) 
sind die jährlichen Lohnzu-
wächse seit 2008 kontinu-
ierlich gesunken.

Neue Jobs sind meist 
prekär oder Teilzeit 
und finden sich v.a. im 
schlecht bezahlten Han-
del bzw. Dienstleistungs-

sektor (Zielpunkt z.B. 
zahlt rund 5,50 Euro net-
to/Stunde). In der Indus-
trie gehen Jobs verloren. 
Das trifft nicht nur jene 
mit niedriger Ausbildung, 
sondern auch Akademi-
kerInnen, die häufig in 
Praktika landen.

Ein wichtiger Faktor ist 
die Untätigkeit des ÖGB. 
Die Höhe der Löhne ist 
im Kapitalismus durch 
das Kräfteverhältnis zwi-
schen ArbeiterInnen und 
Unternehmen bestimmt. 

In Jahren als gekämpft 
wurde, gab es bessere Ab-
schlüsse – z.B. bei den Me-
tallern. Der ÖGB darf sich 
nicht mit Abschlüssen um 
die Inflation zufrieden-
geben. Außerdem brau-
chen wir einen Mindest-
lohn von 1700,- brutto. 
Das Geld ist da: 2007-2010 
stiegen die Management-
gehälter um 19,6 % – jene 
der Beschäftigten nur um 
10,4  %. In den USA ma-
chen Fastfood-Arbeite-
rInnen vor, wie man einen 
ordentlichen Mindestlohn 
erkämpft – durch Bewe-
gungen, Streiks und den 
Aufbau politischer Alter-
nativen! Wenn der Kapita-
lismus sich unsere Forde-
rungen nicht leisten kann 
– dann können wir uns 
den Kapitalismus nicht 
leisten!	
		  Laura Rafetseder

Immer weniger Geld im Börsel

1700,-€ Mindestlohn & ordentliche  
 KV-Lohnerhöhungen jetzt!
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besonders hoch - und die Löhne niedrig



3Nr. 231 | 09.2014 Innenpolitik

Die Polizei füttert die Me-
dien mit Legenden, Ver-
mutungen und ungenau-
en sowie vermischten 
Fakten. Medien nehmen 

das auf, verfälschen und 
vermischen weiter und 
provozieren rassistische 
Reaktionen. Die Wiener 
Polizei versieht Verwal-
tungsstrafakten mit ro-
ten Stempeln mit dem 
Schriftzug „BETTLER“, 
macht „Bettlerstreifen“ 
und führt „Bettlerkar-
teien“. Die Wiener Lini-
en machen „Bettlerraz-
zien“.

Immobilienspekulanten 
profitieren neben Luxus-

sanierungen und Dach-
geschoßausbauten auch 
von der Schaffung über-
teuerter Massen-Elends-
quartiere. Die Bewoh-

nerInnen werden dann 
gleich zur „Bettelmafia“ 
und ihre Elendsquar-
tiere zu deren „Hoch-
burgen“. Das führt da-
zu, dass die rechte Het-
ze gegen „Zigeuner“ in 
der Öffentlichkeit aufge-
griffen wird. Übergrif-
fe und Bedrohungen sind 
die Folge. Dass es eine 
wachsende Zahl von völ-
lig verarmten Österrei-
cherInnen gibt, wird ig-
noriert.

Die Debatte flammt – los-
gelöst von Fakten – re-
gelmäßig auf. Vor den 
Salzburger Festspie-
len wurde versucht, die 
Stadt von Armut zu „säu-
bern“ und als Rechtferti-
gung für Repression ge-
gen Armutsbetroffe-
ne dienten konstruierte 
Bilder von „organisier-
tem“ oder „aggressivem“ 
Betteln, die in Geset-
ze übernommen werden 
und polizeilicher Will-
kür freien Raum lassen. 
Der unbestimmte Be-
griff des „organisierten“ 
Bettelns kriminalisiert 
Menschen, die Fahrge-
meinschaften bilden, 
sich Elendsquartiere tei-
len oder einfach gemein-
sam unterwegs sind. Es 
wird davon abgelenkt, 
dass Armut in den Her-
kunftsländern ein Re-

sultat von Sozialabbau 
und Privatisierungen ist, 
wovon auch österreichi-
sche Banken und Kon-
zerne wie z.B. die EVN 
massiv profitieren. Be-
sonders in Südosteuropa 
entstand so Massenar-
mut, die Menschen zum 
Betteln zwingt. Eine Lö-
sung gibt es nur, wenn 
leistbare Wohnungen, 
mehrsprachliche Bera-
tungseinrichtungen, So-
zialleistungen und ein 
Mindestlohn, von dem 
man leben kann, für al-
le zur Verfügung stehen, 
unabhängig von Her-
kunft, Nationalität oder 
Aufenthaltsstatus. Und 
wenn Gewerkschaften 
endlich international 
den Kampf gegen Sozial-
abbau und Privatisierun-
gen aufnehmen. 

	 Helga Schröder

Die FPÖ Wien Brigitte-
nau (20. Bezirk) ist eine 
der aktivsten Bezirks-
organisationen und 
verbreitet aktiv rassis-
tische, arbeiterInnen-
feindliche Hetze. Sie 
ist (neben der ÖVP) ei-
ner der Hauptsponsoren 
der rassistischen „Bür-
gerinitiative“ Damm-
straße, die längst zu ei-
ner Vorfeldorganisati-
on der FPÖ geworden 
ist, auf deren Demos 
sich Neonazis tummel-
ten. Rund um die Ak-
tivitäten der BI kam es 
im 20. auch vermehrt 
zu Naziaktivitäten und 
-schmierereien („Heil 
Hitler“, „Tschuschen 
raus“usw.). Doch der 
Vorsitzende der FPÖ-
Brigittenau, Gemeinde-
rat und Polizist(!) Ger-
hard Haslinger, mein-
te, dass hier „politische 
Motive weitgehend aus-
zuschließen sind“.

Haslinger hat sich 
schon eine Anzeige we-
gen Verhetzung ein-
gehandelt, als er nach 
einer Vergewaltigung 
der gesamten türki-
schen Community vor-
warf, den Täter zu de-
cken. “Zusammenge-
halten wird nicht nur 
beim Sozialmissbrauch, 
sondern auch, wenn es 
um schwere Verbre-
chen geht“. In der Be-
zirkszeitung der FPÖ 
wird gegen Arbeitslo-
se gehetzt und „zuviel 
Toleranz gegenüber Ar-
beitsverweigerern“ be-
klagt.

Die SLP, die seit Jah-
ren gegen jede rassisti-
sche Hetze im 20. Be-
zirk gekämpft hat und 
dabei mehrmals das Ziel 
von Neonaziattacken 
geworden ist, wur-
de von FPÖ Bezirks-
rat Iraklis Gabrielidis 
als „Schweine-Lum-
pen-Pack“ beschimpft. 
Im Brigittenauer Stadt-
polizeikommando ar-
beitet auch Hannes 
Stiehl, ein strammer 
FPÖ-Funktionär, der 
gerne Fotos von Antifa-
schistInnen schießt und 
sie im Internet outet. 
Genug Gründe, um am 
20.9. gegen das „Blaue 
Fest“ der FPÖ Brigitte-
nau zu demonstrieren!                   

Der rechte Rand

Mehrere wissenschaftli-
che Arbeiten und inten-
sive seriöse Recherchen 
haben sich in den letz-
ten Jahren auf die Suche 
nach der „Bettelmafia“ 
begeben und sie dennoch 
nicht gefunden. Auch die 
Polizei kann nichts der-
gleichen ermitteln. Zwi-
schen Dezember 2009 
und Februar 2011 gab es 
nur zwei Ermittlungen 
über „Bettelbanden“ mit 
Verdacht (!) auf Men-
schenhandel. 2011 und 
2012 waren es 20 bzw. 22.

Forschungen kommen 
dabei überwiegend zum 
Ergebnis, dass Betteln 
eine individuelle Ent-
scheidung ist. Erzwun-
gen wird sie weniger 
von einer „Mafia“ als 
von Not, Elend, Hunger 
und Diskriminierung in 
den Herkunftsländern 
(hauptsächlich Slowakei, 
Ungarn, Bulgarien und 
Rumänien). Bei einer Ar-
beitslosigkeit in Kosovo 
von 45  %, bei Roma von 
fast 100 %, ist Betteln oft 
der einzige Ausweg.

Aber auch in Österreich 
waren 2012 über 1,2 Milli-
onen Menschen einkom-
mensarm (unter 1.090  € 
Einkommen) und über 
400.000 manifest arm 
(können sich wesentli-
che Dinge, wie z.B. Klei-
dung oder die Reparatur 
der Waschmaschine nicht 
leisten). PensionistInnen, 
AlleinerzieherInnen – be-
sonders oft Frauen – bleibt 
bei Kürzungen im Sozial-
bereich oft kein Ausweg 
mehr, als verschämt um 

„ein paar Euro“ zu bitten.

In der Stadt Salzburg le-
ben rund 150.000 Men-
schen. 2013 gab es rund 
1.350 Notreisende. Damit 
gibt es mehr Millionä-
rInnen in Salzburg Stadt 
(1,01 %) als BettlerIn-
nen (0,9 %). BettlerInnen 
erhalten durchschnitt-
lich 10  € täglich. In allen 
Bundesländern bestehen 
Bettelverbote mit ver-
schiedenen undefinierten 

„Spezifikationen“ („ag-
gressiv“, „aufdringlich“, 

„organisiert“, „gewerbs-
mäßig“, mit Kindern).

Die unauffindbare „Bettel-Mafia“

Spirale aus Mythen und Hass 
entlädt sich auf BettlerInnen

Betteln: Armut ist strafbar
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Am 10. Juli (J10) fand in 
Britannien der größte 
Streik seit 2011 statt.1-2 
Mio. Angestellte des öf-
fentlichen Sektors pro-
testierten gegen Privati-
sierungen und Kürzun-
gen und stellten offen-
sive Lohnforderungen 
auf, denn: Angriff ist die 
beste Verteidigung!

In den letzten vier 
Jahren verloren sie im 
Durchschnitt 4.500 Eu-
ro pro Jahr. So soll es 
laut Regierung bis min-
destens 2018 weiterge-
hen. Und das in Zeiten 
der „Erholung“!

Angesichts der lan-
desweiten Wahlen, die 
in zehn Monaten statt-
finden, spielt J10 eine 
wichtige Rolle. Es war 
eine Warnung für jede 
potentielle Regierungs-
partei: ArbeiterInnen 
sind bereit, sich gegen 

Kürzungen zu erheben! 
J10 war ein aktiver De-
monstrationsstreik – 
die Streikenden hock-
ten nicht einfach zu-
hause oder im Betrieb 
herum, sondern zeigten 
ihre Stärke auf der Stra-
ße. Das machte es ein-
facher, Solidarität von 
anderen Berufsgruppen 
zu organisieren. Davon 
sollte sich der ÖGB ei-
ne große Scheibe ab-
schneiden!

J10 kann ein gutes 
Fundament für eine Be-
wegung sein, die die-
ser Wut einen Sinn gebt. 
Diese Bewegung muss 
von ArbeiterInnen und 
Gewerkschaften getra-
gen werden. Durch wei-
tere koordinierte Mas-
senaktionen, bis hin 
zum 24-Stunden-Ge-
neralstreik, können z.B. 
Mindestlohn von mind. 
10  £ pro Stunde, siche-
re Arbeitsverträge und 
mehr Gewerkschafts-
rechte erkämpft wer-
den.

Dazu bedarf es eines 
erhöhten Maßes an Or-
ganisation – sowohl im 
Betrieb als auch in der 
Politik. Eine Massen-
partei, die die Interes-
sen der 99 % repräsen-
tiert, ist nötig!                             	
	                    Nikita Tarasov

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

Ob per Gesetz oder Kollektivvertrag: Nein zum 12-Stunden-Tag

Wie Regen auf Sonne fol-
gen nach dem Sommer die 
Kollektivvertragsverhand-
lungen. Auch wenn die Ge-
werkschaften das Gegenteil 
behaupten, bedeuten sie für 
die ArbeitnehmerInnen in 
den letzten Jahren vor al-
lem eines: Verschlechte-
rungen.

Heuer ist besonders bei 
den Arbeitszeiten Vorsicht 
geboten. Im Frühling wur-
de versucht, auf gesetz-
licher Ebene die tägliche 
Maximalarbeitszeit auf 12 
Stunden auszudehnen. An-

geblich nur in Ausnahme-
fällen. Doch im Arbeitsle-
ben werden Ausnahmen 
schnell zur Regel.

Ein Bündnis, bestehend 
aus SLP und Anderen, mo-
bilisierte dagegen. Das The-
ma war vorerst vom Tisch. 
Doch bei den KV-Verhand-
lungen ist der 12-Stunden-
Tag plötzlich wieder da.

Z.B. wollen die Unter-
nehmen der Baubranche 
ein Jahresdurchrechnungs-
konto für die Arbeitszeit 
schaffen. Dieses soll einen 
12-Stunden-Arbeitstag er-

möglichen. Dadurch anfal-
lende Überstunden sollen 
im Winter als Zeitausgleich 
abgegolten werden können. 

Schon jetzt werden in 
Österreich 68 Millionen 
unbezahlte Überstunden 
geleistet – jede einzelne da-
von ist eine zu viel! Das Ak-
tionsbündnis gegen den 
12-Stunden-Tag wird im 
Herbst aktiv eingreifen, da-
mit die Gewerkschaft nicht 
wieder (wie in der Vergan-
genheit) dem 12-Stunden-
Tag über den KV zustimmt.	
		  Christian Bunke

Gewerkschaften verzeich-
nen in den letzten Jahr-
zehnten nicht unbedingt 
Fortschritte, wenn es um 
die Gestaltung der Ar-
beitszeit geht: Seit im Jahr 
1975 die 40-Stunden-
Woche eingeführt wur-
de, gab es keine gesetz-
liche Arbeitszeitverkür-
zung. Mit der Novelle des 
Arbeitszeitgesetzes 2007 
wurde einer sehr weit-
gehenden Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit zu-
gestimmt. Auf program-

matischer Ebene wur-
de 2009 die Forderung 
nach einer 35-Stunden-
Woche im ÖGB durch ei-
ne allgemeine Formulie-
rung ersetzt. Auch in der 
Debatte um die Wieder-
einführung des 12-Stun-
den-Tages haben sich Ge-
werkschaften nicht als 
Vorkämpfer einer eman-
zipatorischen Arbeits-
zeitpolitik ausgezeichnet, 

sondern signalisierten 
ihre Bereitschaft zu weit-
gehenden Kompromis-
sen. Dabei sollte eigent-
lich auch klar sein, dass 
eine sechste Urlaubswo-
che niemals ein Ausgleich 
sein kann für regelmäßi-
ge überlange Arbeitszei-
ten. 

In der Regulierung der Ar-
beitszeit – eine der urei-
genen Aufgaben von Ge-
werkschaften – liegt ein 
wichtiger Schlüssel zur 

Verteilung von Macht 
und Ressourcen und 
zur Fixierung von Ge-
schlechterverhältnissen. 
In Österreich gehen die 
Arbeitszeiten von Frau-
en und Männern mit Be-
treuungspflichten und 
auch die Löhne/Gehäl-
ter stark auseinander. 
Während Frauen in ho-
hem Ausmaß Teilzeit ar-
beiten und zusätzlich 

die – unbezahlte - fami-
liäre Versorgungsarbeit 
übernehmen, arbeitet 
ein Großteil der Männer 
Vollzeit mit hohen Wo-
chenarbeitszeiten. Um 
diese Ungleichverteilung 
und Überlastung zu be-
enden, bräuchte es of-
fensive gewerkschaftli-
che Kampagnen, die eine 
radikale Arbeitszeitver-
kürzung zum Ziel haben. 

Denn eine allgemeine 
A rbeitszeitverkürzung 
mit Lohn- und Personal-
ausgleich wäre hoch an 
der Zeit und ein wichti-
ger Schritt zu einer ge-
rechteren Verteilung von 
bezahlter und unbezahl-
ter Arbeit – und zum 
Wiederaufleben gewerk-
schaftlicher Arbeitszeit-
politik.			
		  Claudia Sorger

Neues Buch zu gewerkschaft-
licher Arbeitszeitpolitik 
zeigt Stillstand in 
Gewerkschaftspolitik auf.

Wer dreht 
an der Uhr?

Zum Weiterlesen:
Claudia Sorger: Wer dreht an der Uhr? 
Geschlechtergerechtigkeit und gewerkschaftliche 
Arbeitszeitpolitik. 
Verlag Westfälisches Dampfboot, ISBN: 978-3-89691-966-3
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Sowohl bei der Eröffnung 
der Festspiele am 20.7. als 
auch zu Beginn der Auf-
führungen am 27.7. wur-
den die Reichen und 

Schönen mit ArbeiterIn-
nen, Jugendlichen, Pen-
sionistInnen – die so gar 
nicht Teil ihrer Welt sind 
– konfrontiert. Die Auf-
merksamkeit sollte auf 
die massive soziale Unge-
rechtigkeit gelenkt wer-
den. Probleme wie gravie-
rende Wohnungslosigkeit, 
Immobilienspekulation 
und überteuerte Mieten 
wurden sichtbar gemacht. 
Auch die schlechte Bezah-
lung im Hotel- und Gast-

gewerbe und die ekelhaf-
te Hetze gegen BettlerIn-
nen wurden dem Glanz 
der Festspiele gegenüber-
gestellt. Denn diese zei-

gen jedes Jahr: Während 
PolitikerInnen wie Scha-
den, Preuner & Co. ge-
gen sozial Schwache vor-
gehen, werden die sozi-
alen Eliten hofiert. Dies 
stößt auf Ärger und Un-
verständnis. So war der 
Tenor der Kundgebungen: 
„Warum werden über 13 
Millionen für ein Event 
des einen Prozents aus-
gegeben, während rund 
1.000 Menschen woh-
nungslos sind?“

Die SLP war auch heu-
er treibende Kraft hinter 
den Protesten. Wir be-
tonten stets, dass es not-
wendig ist, für soziale 

Rechte zu kämpfen und 
aktiv zu werden, um den 
Protest auf eine breite Ba-
sis zu stellen. Veranstal-
tungen wie die Festspiele 
machen die sozialen Un-
gleichheiten des Kapi-
talismus immer wieder 
überdeutlich sichtbar. 
Um diese zu überwin-
den, braucht es allerdings 
mehr, und dafür kämpft 
die SLP auch das restliche 
Jahr über.		
		  Lukas Kastner

Salzburger Festspielprotest

Salzburg für alle statt Festspiele für Eliten. Die Rei-
chen und Schönen können nicht ungestört feiern!

Am 16. August war es wie-
der einmal nötig, gegen 
radikale Abtreibungs-
gegnerInnen auf die Stra-
ßen von Linz zu gehen. 
Das Bündnis "Linz gegen 
Rechts" organisierte, auf 
die Initiative der SLP hin, 
eine Gegenkundgebung 
zur Aktion der christli-
chen FundamentalistIn-
nen von "Jugend für das 
Leben", die Jugendorga-
nisation von „Human Life 
International (HLI)“. Die-
se befanden sich auf ihrem 
„Marsch für das Leben“, 
auf dem sie ihre frauen-
feindlichen Botschaf-
ten durch das ganze Land 
tragen wollen. Knapp 100 
DemonstrantInnen auf 
unserer Seite standen lä-
cherlichen 20 Fundis ent-
gegen. Auch SLP-Aktivis-
tInnen aus Salzburg und 
Linz-Umgebung unter-
stützten die Kundgebung 
gegen die rechten Het-
zer. In der Hoffnung, uns 
klein zu machen, unter-
sagte uns die Polizei, Re-
den über Megafone zu hal-
ten. Die Polizei versuchte 
auch mit weiteren Schika-
nen gegen uns die religiö-
sen Fanatiker zu schützen, 
z.B. absurden Flyer-Ver-
boten.

„Wir sind hier und wir 
sind laut! Weil ihr Frauen 
die Rechte klaut!“ und wei-
tere Demosprüche schmet-
terten wir den Rechten 
entgegen. Uns ging es aber 
vor allem darum, Passan-
tInnen von „HLI“ fern-
zuhalten, um deren Hetze 

ins Leere laufen zu lassen. 
Dafür verteilten wir vie-
le Info-Flyer und führten 
zig Diskussionen mit Inte-
ressierten. „HLI“ fordert 
unter anderem das kom-
plette Verbot von Schwan-
gerschaftsabbrüchen und 
zählen zu ihren „Erfol-
gen“ die Schließungen von 
Abtreibungskliniken und 
die Einschüchterungen 
von Frauen, welche einen 
Schwangerschaftsabbruch 
vornehmen lassen woll-
ten. Wo Abtreibungen ver-
boten werden, werden sie 
eben von nicht ausgebilde-
ten Pfuschern ausgeführt. 
Dass so alle sieben Minuten 
eine Frau an einem unpro-
fessionell durchgeführten 
Schwangerschaftsabbruch 
stirbt, ignorieren die an-
geblichen „Lebensschüt-
zerInnen“. Im Grunde ist es 
eine irrsinnige Frechheit, 
dass sich Menschen das 
Recht herausnehmen wol-
len, Frauen zu verbieten, 
was diese mit ihrem eige-
nen Körper machen wol-
len. Ich will keine lebende 
Gebärmaschine werden!

Darum fordern wir: kos-
tenlose Abtreibung auf 
Krankenschein in allen 
Spitälern! Kostenlose Ab-
gabe sowie leichten Zu-
gang zu Verhütungsmit-

Kein Platz für 
AbtreibungsgegnerInnen!

Solidarität mit Ferguson

Die SLP hielt in Wien am 
20.8. eine Kundgebung in 
Solidarität mit der Rebel-
lion in Ferguson/USA ab. 
Seit der Ermordung des 
jungen Michael Brown ge-
hen Menschen gegen die 
rassistische Polizeigewalt 
und die katastrophale so-
ziale Lage auf die Straße. 
Die örtliche Polizei rie-
gelte die Stadt ab. Schon 
von Beginn an wird mas-
sive Gewalt eingesetzt, um 
den Aufbegehrenden zu 
zeigen: Stay in line („Nicht 
aufmucken“).

Unsere Kundgebung 
machte auf diese strukturelle 
Polizeigewalt zur Niederhal-
tung von sozialen Protesten 
aufmerksam. 

Die Brücke zur Polizeige-
walt in Österreich wurde 
nicht nur von uns, sondern 
auch vielen PassantInnen ge-
schlagen. Eine Frau wies uns 
darauf hin, dass die in Fer-
guson verwendeten Drohnen 
von der österreichischen Fir-
ma Schiedel erzeugt werden,. 
und die US-Polizei-Pistolen 
von Glock.		
		  Max Uhlir

Termin des Monats

Die FPÖ in Wien 20 gilt zu Recht als besonders widerlich. 
Ihr Bündnis mit der „BI“ Dammstraße und auch offenen 
Neonazis wirft ein Licht darauf. Bei ihrem Sommerfest 
kommt ihre Hetze zusammen mit Würstel, Bier und 
Hüpfburg. Die RassistInnen wollen sich harmlos geben. 
Das werden wir nicht zulassen: Komm zu den Protesten 
und hilf mit bei der Mobilisierung gegen das „Blaue Fest“. 
Samstag, 20.09., Wallensteinplatz; Wien 20 (Genaue Zeit 
unter www.slp.at)

FPÖ-Fest platzen lassen!

teln, unabhängig vom Ein-
verständnis der Eltern! 
Umfassende Aufklärung in 
Schulen und Kindergärten! 
Kirchen und Religionsge-
meinschaften raus aus den 
Schulen!	

	 Sarah Krenn
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Irgendwie hält sich in Ös-
terreich der Eindruck, 
bei der Krise noch ein-
mal mit einem blauen 
Auge davongekommen 
zu sein. Konstant stei-

gende Arbeitslosenzah-
len sprechen eine andere 
Sprache. Heute sind auch 
neue Bereiche von Ar-
beitslosigkeit betroffen. 
Keine Angst, die Rede ist 
nicht von PolitikerInnen 
der etablierten Parteien, 
sondern Fußballern. Die 
Liga schwächelt, einstige 
Größen wie Rapid, Sturm 
und meinetwegen auch 
die Austria spielen mit 
Nachwuchsmannschaf-
ten. Nur bei den Salz-

burgern klingelt es noch 
in der Kassa, doch nicht 
wegen der Fans, sondern 
dank der Millionen von 
Red Bull.

Am Ende der Saison 

waren heuer 22 Spieler 
akut von Arbeitslosig-
keit betroffen. Das AMS, 
durch seine „Kurspoli-
tik“ permanent in Nega-
tiv-Schlagzeilen, nutz-
te die Chance. Medi-
enwirksam wurde ein 
Trainingszentrum ge-
schaffen, um die arbeits-
losen Kicker fit zu hal-
ten - körperlich und für 
den Arbeitsmarkt. Eini-
ge konnten „vermittelt“ 
werden. Kostenpunkt der 

Maßnahme: 55.000 €. Das 
macht pro Kicker 2.500 €. 

Arbeitslosen, die in sinn-
losen AMS-Kursen schi-
kaniert werden, wird dies 
wohl übel aufstoßen. Der 

Druck auf sie, auch bran-
chenfremde oder schlech-
ter bezahlte Jobs anzu-
nehmen, steigt. Im Forum 
des FPÖ-nahen „unzensu-
riert.at“ wird dann gefor-
dert, die betroffenen Ki-
cker „Klo putzen“ zu las-
sen oder als „Hilfsarbeiter 
auf den Bau“ zu schicken. 
Das entspricht der Politik 
der FPÖ, Arbeitslose und 
nicht Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen. Nützen tut es 
nichts.

Grundsätzlich sollten alle 
Arbeitslose die Kurse be-
kommen, die sie brauchen 
und wollen. Doch auch 
die besten AMS Kurse 
können nichts gegen die 
durch die Wirtschaftskri-
se verursachte Arbeits-
losigkeit ausrichten. In 
Wirklichkeit kommt es 
nur zu Verschiebungen 
innerhalb der Beschäftig-
ten und zu immer besser 
qualifizierten Arbeitslo-
sen. Wirklich zu lösen ist 
das Problem Arbeitslosig-
keit nur durch eine ech-
te Arbeitszeitverkürzung 
auf 30-Stunden pro Wo-
che bei vollem Lohn. Da-
mit wird zwar nicht das 
Problem von 22 arbeits-
losen Profifußballern, 
aber von 700.000 von Ar-
beitslosigkeit betroffenen 
Menschen gelöst.

	 Albert Kropf
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Jedes Jahr die gleiche Pla-
ckerei: Kann man das 
Geld für einen richtigen 
Urlaub aufbringen oder 
wird es nur ein Kurztrip? 
Während die („volksna-
hen“ Politik-) Eliten sich 
in teuren Hotels vergnü-
gen, muss unsereins um 
das Ersparte für den Ur-
laub kämpfen.

Ein gutes Beispiel für 
Oberklassen-Urlaub ist 
der „Kämpfer für den 
kleinen Mann“ H.C. 
Strache, welcher sich in 
einer bescheidenen Ibi-
za-Unterkunft (derzeit 
laut Recherche 1.079  € 
pro Nacht) entspannte.

Auf der anderen Sei-
te: Schon 2013 gaben bei 
einer repräsentativen 
Umfrage der Europ As-
sistance Groupe 43  % 
der ÖsterreicherInnen 
an, nicht in Urlaub zu 

fahren. 2014 ist das Ur-
laubsbudget nur um ma-
gere 37  € angewachsen. 
Auch europaweit ist die 
Tendenz, zu Hause zu 
bleiben, steigend. Nur 
knapp 54 % der Europä-
erInnen werden in die-
sem Jahr verreisen. Wohl 
nicht nur deshalb, weil's 
zuhause am schönsten 
ist.

Doch damit nicht ge-
nug: Auch die Zeit für 
einen Urlaub muss erst 
einmal gefunden wer-
den. Nicht für alle Arbei-
tenden ist eine durchge-
hende ein- oder zwei-
wöchige Abwesenheit 
vom Arbeitsplatz mög-
lich. So geht die Forde-
rung nach 6 Wochen Ur-
laub der Gewerkschaft 
GPA-djp in die richtige 
Richtung, nur tut sie zu 
wenig, um das Recht da-
rauf auch zu erkämpfen.

Es hat ja auch das Par-
lament alleine im Som-
mer neun Wochen Fe-
rien, warum sollten Be-
rufstätige nicht an die-
sen Freizeitanspruch 
anknüpfen? Wir brau-
chen eine echte Kam-
pagne aus den Betrieben 
und Gewerkschaften he-
raus, um Urlaub für alle 
finanzierbar und mög-
lich zu machen!   	
                 Clemens Wiesinger

Rote 
Seitenblicke 

GB84: „Wir hätten siegen können“
Am 12.3.1984 traten briti-
sche Bergarbeiter in einen 
letztlich einjährigen Streik, 
um die von der Thatcher-
Regierung geplante Stillle-
gung von Kohlebergwer-
ken zu verhindern. Davon 
handelt der Roman „GB84“ 
von David Peace, der - jetzt 
endlich auch auf Deutsch 
erschienen - sich auch als 
genaue Chronik der Ereig-
nisse lesen lässt.

Peace weiß, wovon er 
schreibt. 1967 in Yorkshire 
geboren, war er 1984 Mit-

glied einer Punk-Band, die 
die Bergleute mit Auftritten 
und bei Demos unterstützte.

In eigenen, auf Inter-
views basierenden Textblö-
cken lässt er einfache Berg-
arbeiter - Peter und Mar-
tin - das ganze Jahr und die 
allmähliche Zermürbung 
der Streikbewegung tage-
buchartig festhalten und so 
die Geschichte des Bergar-
beiterstreiks von unten er-
zählen. Und Peace erzählt 
auf einer zweiten Ebene da-
von, wie der von breiter So-
lidarität getragene Streik 

letztlich von der Labour 
Party im Stich gelassen und 
von der Gewerkschaftsspit-
ze verraten wurde.

All das führte zu That-
chers eigentlichem, neo-
liberalen Triumph, der bis 
heute nachwirkt. „Ver-
dammt“, sagt Peter, „ich 
hätte zu gern gesehen, was 
passiert wäre, hätten wir 
nur standgehalten – wir 
hätten siegen können. Wir 
hätten [Thatcher] und all 
ihre verdammten Stiefelle-
cker bezwingen können.“	

	 Alexander Svojtko

Das AMS hat ein Trainingszentrum  
für 22 Profifußballer eingerichtet.

Vom Fußballplatz aufs Arbeitsamt

David Peace, GB84, Roman
544 Seiten / 25,50 €
Liebeskind, München
ISBN 9783954380244



Am 1. September 1939 be-
gann der 2. Weltkrieg, 
der unendlich viel Leid 
über unzählige Men-
schen brachte. Anläss-
lich des 75. Jahrestags des 
Kriegsbeginns wird es ein 
breites Gedenken geben. 
Glauben wir der Mehrheit 
der TV-Dokus, Zeitungs-
Artikel und Kinofilme, 
aber auch der vorherr-
schenden Darstellung in 
Schulen und Unis, war 
vor allem einer schuld: 

Hitler. Gemeinsam mit 
einer Bande gewissenlo-
ser, boshafter Handlan-
ger habe er die Deutschen 
und ÖsterreicherInnen 
getäuscht, verführt und 
in Völkermord und tota-
len Krieg getrieben. 

Der 2. Weltkrieg wird in 
diesem Geschichtsbild zu 
einem Kampf zwischen 
„Gut und Böse“, in dem 

am Ende die Moral über 
die Schurken siegt. 

Viel Aufwand wird in 
die Verbreitung eines sol-
chen Geschichtsbilds ge-
steckt. Mit der Begren-
zung „des Bösen“ auf ei-
ne kleine Schicht, der 
Millionen MitläuferInnen 
zur Verfügung und eini-
ge WiderständlerInnen 
entgegenstanden, kön-
nen der deutsche und ös-
terreichische Staat gut le-
ben. Besonders die Eliten 

versuchen sich bis heu-
te „rein“zuwaschen. Der 
Mythos der Attentäter des 
20. Juli 1944 stellte angeb-
lich „die Ehre des deut-
schen Soldaten“ wieder 
her. Selten wird dabei er-
wähnt, dass Stauffenberg 
und seine Mitstreiter eine 
Militärdiktatur und die 
Fortführung des Vernich-
tungskriegs gegen die So-
wjetunion planten. Hier 

kommen wir auch einem 
echten Kriegsmotiv nä-
her: Die deutschen Eliten, 
bzw. die deutsche Bour-
geoisie, hatten Angst vor 
dem „Kommunismus“. 
Die Abschaffung des Ka-
pitalismus 1917 in Russ-
land und die folgenden 
Revolutionen in Europa, 
die nur knapp und mit 
heftiger Gewalt nieder-
geworfen werden konn-
ten, waren Traumata für 
die KapitalistInnen. Für 

sie galt es also gleich zwei 
Feinde zu besiegen: die 
Sowjetunion und die Ar-
beiterInnenbewegung im 
eigenen Land. 

So kam es auch in Ungarn, 
Italien, Österreich, Spa-
nien bzw. Japan, China 
und einer Reihe anderer 
Länder zu Diktaturen und 
Faschismus. Die Kapita-
listInnen unterstützten 

den Weg der  Faschisten 
an die Macht. Hitler war 
z.B. der erste deutsche Po-
litiker, der (dank großer 
Spenden) per Flugzeug in 
ganz Deutschland Wahl-
kampf machen konnte. 
Die SA erhielt schon früh 
Ausrüstung und Geld im 
großen Stil von Indust-
riellen und Banken, die 
dafür einen Schutz gegen 
rebellische ArbeiterInnen 
erhielten. 

Der 2. Weltkrieg war aber 
auch eine Antwort auf 
die verheerende Wirt-
schaftskrise der 1920er 
und 1930er Jahre. Es 
war auch, und für eini-
ge teilnehmende Staa-
ten vor allem, ein Krieg 
um Rohstoffe und Ab-
satzmärkte. Und tatsäch-
lich wurden Viele in die-
sem Krieg enorm viel rei-
cher. Das finanzielle Er-
be aus Völkermord und 
Krieg verwalten bis heu-
te die Nachfahren von 
z.B. Steyr oder Krupp, 
die auch dank Zwangsar-
beiterInnen in ihren teils 
firmeneigenen Konzent-
rationslagern gigantische 

Profite aus der Kriegs-
produktion scheffelten. 

All das spielte in der öf-
fentlichen Aufarbeitung 
des 2. Weltkriegs schon 
einmal eine größere Rol-
le. Die 68er beschäftig-
ten sich stärker und kri-
tischer mit der Geschich-
te ihrer Eltern-Genera-
tion und brachten vieles 
zutage, das heute in Me-
dien und Geschichts-
unterricht gerne wie-
der vergessen wird. Aber 
das neue alte Geschichts-
bild passt wohl besser zu 
der Art, wie die heuti-
gen Konflikte dargestellt 
werden:

Glauben wir den gro-
ßen Medien, geht es in der 
Ukraine auch wieder um 
„Gut gegen Böse“. Tat-
sächlich sind die Herr-
schenden bis heute da-
zu bereit, ihre Konkur-
renz untereinander mit 
Krieg zu „lösen“. Auch in 
der Ukraine oder dem sich 
anbahnenden Konflikt im 
Südpazifik geht es letzt-
lich darum, welche Kapi-
talistInnen in der Region 
Profite machen dürfen.	
		  Tilman M. Ruster

In den Medien ist viel zu Hitler zu 
finden. Krupp, IG-Farben, Steyr & 
Co kommen praktisch nicht vor.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

2. Weltkrieg: Euer 
Krieg, unsere Opfer

Vom Fußballplatz aufs Arbeitsamt
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FFRüstungsausgaben aller 
kriegführenden Staaten 
insgesamt rund 2,3 
Billionen Dollar (Nach 
heutiger Kaufkraft etwa 
35 Billionen Dollar).
FF In Osteuropa wurden 
von den NS-Truppen 
etwa 22 Millionen 
ZivilistInnen ermordet, 
insgesamt forderte der 
von Nazideutschland 
und dem deutschen 
Großkapital entfesselte 
2. Weltkrieg etwa 65 
Millionen Todesopfer.

Profite durch Zwangsarbeit 
und Konzentrationslager:
FF 1933 Verbot aller 
Gewerkschaften in 
Deutschland, 1934 
in Österreich
FFAus den von Nazi-
deutschland eroberten 
Gebieten wurden 
insgesamt zwischen 
sieben und elf Milli-
onen Menschen als 
ZwangsarbeiterInnen 
für die deutsche 
Industrie und Land-
wirtschaft rekrutiert.
FFAnteil von Zwangs-
arbeiterInnen in 
verschiedenen 
Wirtschaftsbranchen 
in Deutschland 1944: 
Land- und Forstwirt-
schaft 46 %; Bergbau 
34 %; Industrie 25 %
FF In über 1000 KZ-Außen-
lagern mussten 
Häftlinge Zwangsarbeit 
für die deutsche 
Industrie verrichten.
FFAlleine das KZ Maut-
hausen hatte rund 20 
größere Nebenlager, 
in denen rund 60.000 
ZwangsarbeiterInnen 
starben. Im Nebenlager 

Gusen II betrug die 
durchschnittliche 
Lebenserwartung 
vier Monate.
FFPreis, den die Bayer AG 
pro ZwangsarbeiterIn 
an die SS zahlte: 
170 Reichsmark
FFAlfred Krupp, deutscher 
Großindustrieller und 
SS-Mitglied, beschäf-
tigte in seinen Betrieben 
etwa 100.000 Sklaven-
arbeiterInnen. Aus dem 
Verkauf der von diesen 
produzierten Waffen 
an das NS-Regime 
erzielte er einen 
Gewinn von rund 200 
Millionen Reichsmark.
FF In Österreich profitierten 
von diesem System 
u.a. die Steyr-Werke, 
die Hirtenberger 
Munitioinsfabrik sowie 
die Göring Werke 
Linz (spätere Voest).

Auch die US-Wirtschaft ver-
diente am Krieg:
FFUS-amerikanisches 
Bruttosozialprodukt 
bei Kriegsausbruch: 
869 Milliarden Dollar 
- bei Kriegsende: 1.474 
Milliarden Dollar 
Anteil der US-Wirt-
schaft am globalen BIP 
vor Kriegsbeginn: 18% 
- bei Kriegsende: 35 %
FFArbeitslosigkeit in den 
USA vor Kriegseintritt: 
15 % - Arbeitslosigkeit 
bei Kriegsende: 1 %
FFAnteil von General 
Motors (Die sowohl 
die Nazis als auch die 
Alliierten belieferten) 
an der gesamten ameri-
kanischen Rüstungs-
produktion: 10 %

Bald jährt sich die Entfes-
selung des 2.Weltkriegs 
durch das Naziregime zum 
75. mal. Bürgerliche Medi-
en werden dabei nicht mü-
de werden zu betonen, dass 
es sich beim Krieg und den 
Verbrechen der Nazis um 
Wahnsinnsakte Hitlers ge-
handelt habe, die nichts 

mit dem kapitalistischen 
System zu tun hätten, auf 
dem die Gesellschaft NS-
Deutschlands unvermin-
dert basierte. Doch der 
Krieg folgte ganz den Pro-
fitinteressen des deutschen 
Kapitals, wie überhaupt das 
3.Reich nicht den Bruch mit 
der bürgerlichen Gesell-
schaft darstellte, von dem 
viele bürgerliche Histori-
kerInnen sprechen. Im Ge-
genteil war es deren härtes-
te, extremste Form. 

Die Nazis waren an die 
Macht gekommen, als die 
ArbeiterInnen sich ange-
sichts des katastrophalen 
Scheiterns des Kapitalismus 
in der Weltwirtschaftskri-
se ab 1929 politisch radika-
lisierten und zunehmend 
der Kommunistischen Par-
tei zuströmten. Worauf das 
Bürgertum, das seine ka-
pitalistische Ordnung be-
droht sah, zur Abwehr der 
roten Gefahr auf die NS-
DAP setzte. Diese wurde 
vom deutschen Großkapital 
großzügig finanziert und 
wuchs schnell von einer 
obskuren Kleinpartei zur 
größten politischen Kraft 
des Landes heran. Einmal 
mit Regierungsgewalt aus-

gestattet, erfüllten die Nazis 
die Wünsche ihrer Sponso-
ren zur vollsten Zufrieden-
heit: Ermordung oder In-
haftierung aller bekann-
ten Linken, Zerschlagung 
aller linken Parteien und 
Medien, hart durchgesetz-
tes Streik- und Demonst-
rationsverbot für Arbeite-

rInnen, Auflösung der Ge-
werkschaften, polizeiliche 
Überwachung der Betrie-
be, um oppositionelle Be-
wegungen gegen Staat und 
Kapital gleich im Keim zu 
ersticken.

Die staatlichen Investitio-
nen in kriegswichtige Inf-
rastruktur und die gewal-
tige Aufrüstung der damals 
noch kleinen Reichswehr 
hatten den für die Nazis 
stabilisierenden Nebenef-
fekt, die Arbeitslosigkeit 
zu senken. Den Raubkrieg 
in Osteuropa hatte Hitler 
schon zehn Jahre zuvor in 
"Mein Kampf" herbeifan-
tasiert, aber möglich wurde 
seine konkrete Vorberei-
tung erst durch die Unter-
stützung des Großkapitals, 
das sich davon zweierlei 
versprach: einerseits Rie-
sengewinne durch Rüs-
tungsaufträge und Plünde-
rung der eroberten Gebiete, 
andererseits Niederhaltung 
revolutionärer Strömun-
gen durch Vollbeschäfti-
gung. Sechs Jahre nach der 
Machtergreifung besaß der 
NS-Staat die schlagkräf-
tigste Armee Europas – und 
war so gut wie bankrott: 

Die gigantische Aufrüstung 
war auf Pump finanziert. 
Entweder mussten die Na-
zis bald den Staatsbankrott 
erklären, die Rüstungsin-
dustrie drastisch reduzie-
ren, somit die Arbeitslosig-
keit wieder wachsen lassen 
und neue Unruhen der Ar-
beiterInnen befürchten – 
oder sie mussten ihre neue 
Riesenarmee einsetzen, um 
die Reichtümer Europas 
auszurauben.

Ein Beispiel für die Berei-
cherung des Staates durch 
territoriale Expansion ist die 
Beschlagnahmung des ös-
terreichischen Goldschat-
zes nach dem "Anschluss" 
von 1938: Die Nazis konfis-
zierten dabei größere Wäh-
rungsreserven als Deutsch-
land selbst besaß. Das deut-
sche Kapital applaudierte 
der kriegerischen Expan-
sion: Die Ausschaltung 
der Konkurrenz durch die 
Bourgeoisien anderer euro-
päischer Länder, Billigroh-
stoffe und Heerscharen von 
ZwangsarbeiterInnen aus 
den eroberten Ländern ver-
sprachen goldene Zeiten für 
ihre Klasse. Dabei war der 
deutsche Raubzug auf dem 
Kontinent in seiner Brutali-
tät und Heftigkeit einzigar-
tig, nicht aber in der Sache 
selbst – alle europäischen 
Großmächte der Zeit such-
ten ihre wirtschaftlichen 
Probleme durch Ausplün-
derung fremder Länder zu 
lindern, wozu besonders 
Großbritannien und Frank-
reich riesige Kolonialreiche 
erobert hatten.

Lenin und Trotzki hatten 
bereits nach dem 1.Welt-
krieg festgestellt, dass der 
nächste Weltkrieg unver-
meidlich sei, solange sich 
am kapitalistischen, und 
damit auf Expansion an-

Zahlen und Fakten:

Kriegsausgaben am deutschen 
Bruttosozialprodukt

2. Weltrieg: Kriegsausgaben am 
deutschen Bruttosozialprodukt

1939 1940 1941

1942 1943

32,2% 48,8% 56%

56,6% 71,3%

Grafik: SH 2014

Kapitalismus in seiner brutalsten
Form führte Krieg gegen andere  
imperialistische Staaten.

Der zweite 
imperialistische Weltkrieg



9Nr. 231 | 09.2014 2. Weltkrieg

Die Gefahr des Faschismus ist Thema in Medien und Po-
litik – ob bei der Berichterstattung über die ungari-
sche Jobbik oder dem Gedenken an die Opfer des NS-
Regimes. Faschismus bezeichnet eine Herrschaftsform 
im Kapitalismus, darunter fallen u.a. Nationalsozialis-
mus, Austrofaschismus, italienischer bzw. spanischer 
Faschismus. Sie alle sind der Ausdruck einer schweren 
gesellschaftlichen Krise, die auf den Systemwidersprü-
chen fußt, die dem Kapitalismus innewohnen. Der rus-
sische Revolutionär Leo Trotzki hat diese Widersprüche 
als schwere wirtschaftlich-soziale Krise, gesellschaft-
liche Polarisierung und fortdauernde Unfähigkeit der 
ArbeiterInnenbewegung, einen sozialistischen Ausweg 
zu erkämpfen, zusammengefasst. Seit der Deutschen 
Revolution von 1918 griffen die herrschenden Kapita-
listInnen den Lebensstandard der ArbeiterInnen an. 

Die 1918 erreichten sozialen Errungenschaften wur-
den zum Hindernis für eine Steigerung der Profitrate. 
Als Marxist kam Trotzki schon Anfang der 1930er Jahre 
zu der Feststellung, dass die „historische Mission“ des 
Faschismus in der Zerschlagung der ArbeiterInnenbe-
wegung besteht. Diese Analyse auf Basis eines Klassen-
standpunktes unterscheidet sich von allen anderen Er-
klärungsversuchen.

Der Faschismus war und ist nicht die erste Wahl des 
Kapitals bei der Durchführung dieser Aufgabe. Vor al-
lem seit den konkreten Erfahrungen mit faschistischen 
Regimes sind die Risiken auch für das Kapital bekannt: 
eine schwer zu kontrollierende Eigendynamik und die 
hohen Kosten, die der Faschismus nach sich zieht. Doch 
als letzten Ausweg ist das Kapital bereit, auf diese Herr-
schaftsform zu setzen.

Um seine „historische Mission“ zu erfüllen, stützt 
sich der Faschismus auf eine Massenbasis, die er im 
Kleinbürgertum findet. Leo Trotzki schrieb dazu im 
„Porträt des Nationalsozialismus“ 1933:

„Solange die Nazis als Partei handelten und nicht 
als Staatsmacht, fanden sie fast keinen Eingang in die 
Arbeiterklasse. Andererseits betrachtete die Groß-
bourgeoisie – auch jene, die Hitler mit Geld unter-
stützte – die Nazis nicht als ihre Partei. Das nationa-
le „Erwachen“ stützte sich ganz und gar auf die Mit-
telklasse, den rückständigsten Teil der Nation, den 
schweren Ballast der Geschichte.“

Die Krise von 1929 traf die Mittelschicht nicht weni-
ger heftig als die ArbeiterInnen. Sie konnte sich wegen 
der herrschenden Massenarbeitslosigkeit nicht einmal 
proletarisieren und verarmte. Sie hoffte, wie Abraham 
Leon aufzeigt, auf einen „guten“ Kapitalismus ohne 
dessen schlechte Seiten. Erst weil es der ArbeiterInnen-
bewegung nicht gelang, diese verarmte Mittelschicht 
durch konkrete Forderungen auf ihre Seite zu ziehen, 
konnte sich die pseudo-antikapitalistische national-
sozialistische Ideologie dort ausbreiten. Das Ergebnis 
dieser Unfähigkeit, einen sozialistischen Ausweg zu 
erkämpfen, ist bekannt. Nach der Machtübernahme 
konnte der Faschismus seine Massenbasis aufgrund sei-
ner inneren Widersprüche nicht aufrechterhalten, doch 
die Mission wurde erfüllt: In Deutschland wurden 1933 
sämtliche Gewerkschaften und ArbeiterInnenparteien 
verboten. Ihre VertreterInnen wurden verfolgt und er-
mordet. Rassismus und die „Volksgemeinschaft“ dien-
te als Begründung für die Vernichtung der Arbeite-
rInnenbewegung. Am Ende standen Massenmord und 
Holocaust. 		              Stefan Reifberger

Faschismus: Totengräber der
 ArbeiterInnenbewegung

Marx aktuell

gewiesenen, System der 
Großmächte nichts ändert. 
Die Kriegsführung der Na-
zis entsprach im Wesent-
lichen den Interessen des 
deutschen Großkapitals: 
Die französische, belgische 
und niederländische Kon-
kurrenz wurde ausgeschal-
tet. Aus den ausgedehnten 
eroberten Gebieten flos-
sen ihm Rohstoffe in einem 
Ausmaß und zu Spottprei-
sen zu, dass die deutschen 
Industriellen hoffen konn-
ten, bald unabhängig von 
Importen zu sein. Beson-

ders aus Osteuropa wurden 
ihm Millionen Zwangsar-
beiterInnen zugeführt, die 
man nahezu ohne Lohn 
und unter grausigen Be-
dingungen für sich schuf-
ten lassen konnte. Für die 
produzierten kriegswich-
tigen Güter konnten die In-
dustriellen sich vom Staat 
praktisch bezahlen lassen, 
was sie wollten. Die SS ließ 
von ihren Konzentrations-
lagern aus durch regiona-
le Unternehmen Nebenla-
ger errichten, in denen Jü-
dInnen, Kriegsgefangene 
und Andere als SklavInnen 
arbeiten mussten und um-
gebracht wurden, wenn 
sie gegen irgendeine For-
derung des Betriebes auf-
muckten. Wie überhaupt 
die Konzentrationslager 
mit ihren zahlreichen La-
gerbetrieben betriebswirt-

schaftlich organisiert wa-
ren – ein KZ-Komman-
dant musste in der Bilanz 
seines Lagers ein Plus vor-
weisen können. Während 
des industriellen Massen-
mordes an JüdInnen, Sin-
ti und Roma herrschte ein 
ständiges Gerangel zwi-
schen den verschiedenen 
Strömungen im NS-Staat: 
Während die reinen NS-
IdeologInnen alle JüdIn-
nen und „ZigeunerInnen“ 
sofort ermorden wollten, 
plädierte der pragmatische 
Wirtschaftsflügel dafür, 

die Arbeitsfähigen erst bis 
zum Letzten in Zwangsar-
beit für die deutsche Indus-
trie auszupressen und erst 
dann zu ermorden, wenn 
sie körperlich so ruiniert 
waren, dass sie nicht mehr 
arbeiten konnten. Die Visi-
on der von den Nazis geför-
derten GroßkapitalistInnen 
war die kontinentale, wenn 
nicht die Weltherrschaft 
des deutschen Großkapi-
tals. Dieses hätte aus einem 
unerschöpflichen Reservoir 
an Rohstoffen und Skla-
venarbeiterInnen zehren 
und sich den Luxus erlau-
ben können, die deutschen 
ArbeiterInnen ruhigzustel-
len, indem man die unan-
genehmsten Arbeiten den 
SklavInnen der SS zuwies. 
Der Raubkrieg der Nazis ist 
also nicht ein Bruch mit der 
bürgerlich-kapitalistischen 

Tradition, sondern im Ge-
genteil der bewaffnete Ver-
such, diese zu stabilisieren.

Der Widerstand, den die Na-
zis seitens der Westmäch-
te fanden, basierte nicht 
auf moralischem Idea-
lismus, sondern auf der 
Angst der französischen, 
britischen und amerikani-
schen Bourgeoisie, immer 
mehr Rohstoffe, Einfluss-
gebiete und Marktanteile 
an die übermächtig wer-
dende deutsche Bourgeoi-
sie zu verlieren. Die glü-
henden Antikommunisten 
Churchill und Roosevelt 
hätten den drohenden Un-
tergang der Sowjetunion 
sicher gefeiert, waren aber 
auf das Zweckbündnis mit 
der Sowjetunion angewie-
sen um die Interessen der 
eigenen Bourgeoisien ge-
genüber der Deutschen ab-
zusichern. Churchill hat-
te empfohlen, Kolonial-
aufstände durch Massen-
vergasung von Rebellen zu 
brechen und die "Dege-
nerierung der britischen 
Rasse" durch Zwangsste-
rilisierungen und Ein-
weisung in Lager zu be-
kämpfen. Er hat nicht aus 
Empörung über die NS-
Verbrechen in den Krieg 
eingegriffen, sondern weil 
Deutschland die Weltstel-
lung der britischen Bour-
geoisie und ihres Koloni-
alreiches bedrohte. Was im 
Krieg zwischen den Nazis 
und den Westmächten auf 
dem Spiel stand, war nicht 
die bürgerlich-kapitalisti-
sche Ordnung selbst, son-
dern die Frage, ob sich de-
ren ungemein brutalisierte 
NS-Variante oder die sub-
tilere westliche Variante 
durchsetzen würde..	

Fabian Lehr

„Müsste ich zwischen Kommu-
nismus und Faschismus wählen,  
tue ich nicht so, als ob ich 
mich für Kommunismus 
entscheiden würde.“ 	 (W. Churchill)

Der zweite 
imperialistische Weltkrieg
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Die ArbeiterInnen-
bewegung im 
antifaschistischen Kampf

Katholische & bürgerliche 
WiderstandskämpferIn-
nen werden oft mit Filmen, 
Denkmälern und nach-
träglichen Ehrungen be-
dacht. Ungern wird er-
wähnt, dass die ArbeiterIn-
nenbewegung europaweit 
die Hauptlast des Wider-
stands und der Opfer trug. 
Die in den Massenparteien 

der Sozialdemokratie und 
Kommunistischen Inter-
nationale (Komintern) or-
ganisierten ArbeiterInnen 
hatten nach 1918 mehrmals 
versucht, den Kapitalismus 
zu überwinden und eine 
sozialistische Gesellschaft 
aufzubauen. Gescheitert 
sind diese Bewegungen an 
der verräterischen Politik 
ihrer Führung. Die Sozial-
demokratie versuchte, in 
bürgerlichen Regierungen 
den Kapitalismus zu ver-
walten und warnte vor „re-
volutionären Abenteuern“, 
während die Bourgeoi-
sie immer neue Attacken 
auf die ArbeiterInnenbe-
wegung plante. Die Kom-
intern, ab Mitte der 1920er 
Jahre unter der sowjeti-
schen Bürokratie um Stalin, 
trieb mit der Gleichstellung 

von sozialdemokratischen 
ArbeiterInnen und Faschis-
tInnen (Sozialfaschismus-
theorie) einen Keil in die 
antifaschistische Bewe-
gung, verweigert gemein-
same Aktionen. So gelang-
te die NSDAP „ohne Waf-
fengewalt“ an die Macht. 
Danach änderte die Kom-
intern den Kurs mehrmals 

(entsprechend dem wech-
selnden Verhältnisses der 
Sowjetunion zu Deutsch-
land) scharf. Nach dem 
Bruch des Hitler-Stalin-
Paktes und dem deutschen 
Angriff auf die Sowjetuni-
on setzte die Komintern auf 
Bündnisse mit „demokrati-
schen Teilen“ der Bourgeoi-
sie und beschränkt sich auf 
die Verteidigung der bür-
gerlichen Demokratie ge-
gen den Faschismus. Als 
die spanischen Massen im 
Kampf gegen den Franco-
Faschismus Landreformen 
durchführen, Betriebe kol-
lektivieren und Rätedemo-
kratien errichteten, besteht 
die KP auf den Erhalt des 
Privateigentums, bekämpft 
die Revolution aktiv, ver-
folgt linke AnführerInnen 
und gliedert die revolutio-

nären Milizen in die Volks-
armee ein. So wurde die re-
volutionäre Welle gebro-
chen und letztlich kam der 
Franco-Faschismus an die 
Macht – trotz der beispiel-
losen internationalen Mo-
bilisierung von 40.000 So-
zialistInnen/Kommunis-
tInnen für die „Internatio-
nalen Brigaden“.

7.758 Juden & Jüdinnen, 
die das zweitgrößte Kontin-
gent stellten, sind eines der 
Beispiele (neben zum Teil 
erfolgreichen Aufständen 
in den Ghettos von War-
schau & Wilna, den Ver-
nichtungslagern Ausch-
witz, Treblinko & Sobi-
bór, jüdischen PartisanIn-
nenbewegungen, …), die 
den Mythos, das Judentum 
hätte sich wie „Schafe zur 
Schlachtbank“ führen las-
sen, widerlegen: Insgesamt 
kämpften bis zu 1,5 Millio-
nen Juden & Jüdinnen be-
waffnet gegen den Faschis-
mus.

Die Internationale Lin-
ke Opposition in der Ko-
mintern (und später die 
Vierte Internationale) um 
Leo Trotzki hielt der Sozi-
alfaschismustheorie und 

Volksfront-Politik der Sta-
linistInnen das Konzept 
der ArbeiterInnen-Ein-
heitsfront entgegen: Revo-
lutionäre ArbeiterInnen al-
ler linken Parteien sollten 
bei Wahrung der jeweiligen 
Organisation gemeinsam 
gegen faschistische Bewe-
gungen kämpfen. Gleich-
zeitig betonten sie die Not-
wendigkeit eines revoluti-
onären, klar antikapitalis-
tischen Programms. Zwar 
nicht die Zusammenarbeit, 
aber inhaltliche Zugeständ-
nisse an bzw. Unterord-
nung unter das „demokra-
tische“ Bürgertum, lehnen 
sie strikt ab.

Ihre Kräfte waren aber 
zu schwach und die Zeit zu 
knapp, um die antifaschis-
tischen Bewegungen maß-
geblich zu beeinflussen. 
Nach Ausbruch des Welt-
krieges hielten sie am Inter-
nationalismus fest, arbei-
teten im Untergrund unter 
Kriegsgefangenen, in den 
Armeen, PartisanInnen-
gruppen usw. Sie kämpften 
nicht nur gegen Faschis-
mus & Krieg, sondern ar-
beiteten auf den Sturz des 
internationalen Kapitals, 
der Grundlage für Völker-
gemetzel und Diktaturen, 
hin. Sie wurden von den 
Nazis als die gefährlichs-
ten KämpferInnen gegen 
das Dritte Reich eingestuft 
und in der Sowjetunion im 
Kampf gegen die Bürokratie 

und für eine demokratische 
Räteregierung verfolgt, ge-
foltert & ermordet. Die Opf-
erzahlen der Internationa-
listInnen sind, gemessen an 
ihrer Größe, die höchsten 
im Krieg.

Die Siegermächte mach-
ten es sich nach Kriegsende 
– im Bündnis mit den alten 
Eliten und KollaborateurIn-
nen des Faschismus – zur 
Aufgabe, den westeuropäi-
schen Kapitalismus zu ret-
ten. Kommunistische & so-
zialistische Widerstands-
kämpferInnen wurden oft 
weiter verfolgt. Der immer 
wieder aufflammenden Ar-
beiterInnenbewegung fehl-
te eine revolutionäre Füh-
rung, von Sozialdemokratie 
& Stalinismus wurde sie in 
gewohnter Manier verraten. 
Mit der Rückkehr zum Par-
lamentarismus hatte sich 
für bürgerliche Antifaschis-
tInnen die Sache erledigt.

SozialistInnen betonen, 
dass mit dem krisenanfäl-
ligen Kapitalismus auch der 
Nährboden für faschistische 
Gruppen bestehen bleibt 
(was aktuell durch den Auf-
stieg der „Chrysi Avgi“ in 
Griechenland und der „Job-
bik“ in Ungarn eindrucks-
voll bestätigt wird) und der 
Kampf gegen diese Grup-
pen mit dem Kampf für ei-
ne demokratische, sozialis-
tische Gesellschaft verbun-
den werden muss.

	 Flo Klabacher

Revolutionäre ArbeiterInnen, SozialistInnen 
und KommunistInnen kämpften europaweit 
gegen den Faschismus.
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Wie waren deine Erfahrungen 
als Billa-Beschäftigter?

Ich habe mir den Job 
(30  h) gesucht, um zwi-

schen Wehrdienst und 
meiner weiteren Ausbil-
dung Geld zu sparen. Bei 
Beginn der Ausbildung 
änderte ich das Dienst-
verhältnis auf 10 h (Sams-
tags), um weiter ein biss-
chen Geld zu haben, aber 
hauptsächlich um meine 
Eltern zu entlasten.

Als ich 30  h angestellt 
war, standen Überstunden 
an der Tagesordnung, da 

es nicht genügend Mitar-
beiter gab. Ich war da kein 
Einzelfall. Alle mussten 
Überstunden machen. In 

meiner schlimmsten Wo-
che musste ich 17h mehr 
arbeiten. Wenn man fragt, 
ob man nicht gleich 40 
Stunden angemeldet sein 
kann (zwecks Pension etc.) 
bekommt man ein klares 
Nein.

Ich habe gekündigt, weil 
die Bezahlung mies ist und 
ich mit dem Personalkon-
zept nicht einverstan-
den bin! Außerdem gab es 

in meiner Filiale Proble-
me mit dem Regionallei-
ter, der Angestellte wegen 
Kleinigkeiten und Mei-
nungsverschiedenheiten 
gefeuert hat. Daraufhin 
hat jeder zweite Mitarbei-
ter dort aus Protest gekün-
digt.

Hättest du etwas dagegen 
tun können?

Ich denke, es hätte Mög-
lichkeiten gegeben, sich 
zu wehren – z.B. mit dem 
Betriebsrat oder der AK. 
Aber ich glaube, dass es so 
immer nur vorübergehend 
besser wird und auch das 
nur für die Person, die 
sich gerade beschwert. 
Um wirklich etwas zu än-
dern, müsste es schon eine 
großangelegte Aktion von 
mehreren Filialen geben.	

Hausverstand 
Überstunden?

„REWE ist ein ausbeuterischer 
Konzern, dem Gewinne wichtiger 
sind als seine Mitarbeiter.“

Religion ist Privatsache und 
sollte so gehandhabt wer-
den. Doch sobald mensch 
in die Schule kommt, gibt 
es oft keinen Weg an Re-
ligion vorbei. Das beginnt 
schon in der Volksschule 
und zieht sich bis zum Ab-
schluss durch. Sich abzu-
melden ist oft so gut wie 
unmöglich, da von der Di-
rektion Druck ausgeübt 
wird. Unter 14 Jahren wird 
sogar die Einverständnis-
erklärung der Erziehungs-
berechtigten gefordert. 
Abgesehen davon werden 
nicht einmal alle Religio-
nen als Unterrichtsfach an-
geboten, sondern oft nur 
katholisch und evange-
lisch. Das führt dann auch 
mal dazu, dass sich sämt-
liche Leute, die sich keiner 
dieser Religionen zugehörig 
fühlen, im evangelischen 
Unterricht platziert wer-
den. An manchen Schulen 
gibt es noch die „Alternati-
ve“ Ethik – doch wird die-
ses Fach wieder zumeist 
von kirchenangehörigen 
Personen unterrichtet.

Aus meiner persönlichen 
Erfahrung: In der Volks-
schule haben katholische 
Kinder Erstkommunion. 
Dies sollte eigentlich au-
ßerhalb der Schulzeit statt-
finden, doch waren z.B. in 
meiner Schule die Proben 
dafür während der Unter-
richtszeit und wir Anderen 
mussten mitmachen – Es 
war ja eine Schulveranstal-
tung. Später ging ich in die 

einzige Montessori-Schule 
in Salzburg, die eine evan-
gelische Privatschule ist. 
Dadurch wurde ich zum 
Reli-Unterricht „gezwun-
gen“. Bei jedem Versuch 
mich abzumelden wurde 
mir ein schlechtes Gewis-
sen gemacht und gesagt, 
ich könne ja mit diesem 
„fixen 1er Fach“ meinen 
Notendurchschnitt auf-
bessern. Außerdem seien 
wir von der evangelischen 
Kirche gesponsert, da kön-
ne man sich doch nicht ab-
melden.

Wir fordern eine Tren-
nung von Schule und Kir-
che. Es ist nicht fair, jun-
gen Menschen etwas auf-
zuzwingen, was diese nicht 
wollen. Ethikunterricht ist 
keine brauchbare Alterna-
tive. Ethische Problemstel-
lungen können nicht auf 
ein Fach begrenzt werden! 
Stattdessen sollten wir über 
Ethik in jedem Fach, pas-
send zum aktuellen The-
ma (z.B. Atomkraft in Phy-
sik) diskutieren können. 
Die Geschichte und In-
halte verschiedener Reli-
gionen sollten wir im Ge-
schichtsunterricht lernen – 
damit wir die historischen 
Hintergründe dieser Ideen 
kennenlernen, anstatt in-
doktriniert zu werden. Die 
Unsummen an Geld, die 
in den Religionsunterricht 
gesteckt werden, wären in 
jedem anderen Fach besser 
aufgehoben!		
		  Sarah Krenn

Marine Le Pen vertrieben
Im Vorfeld der EU-Wahlen 
besuchte Marine Le Pen, 
Vorsitzende des rechts-
extremen Front National, 
im Rahmen ihrer Wahl-
kampftour mehrere fran-
zösische Städte, u.a. auch 
Rouen. Doch der Empfang 
war nicht so herzlich, wie 
sie es sich gewünscht hat-
te. Denn es gab eine große 
Demonstration gegen die 
Wahlkampfveranstaltung, 
bei der Gauche Révoluti-
onaire (französische Sek-
tion des CWI) eine füh-
rende Rolle spielte. Zent-

rale Losung war u.a. „Mi-
grantInnen greift der FN 
an, doch zu den Angriffen 
der Unternehmen schwei-
gen sie“. Obwohl die Poli-
zei gegen die Demonstra-
tion vorging und es auch 
Verhaftungen gab, ge-
lang es erfolgreich, Marine 
Le Pen von der Bühne zu 
vertreiben. Dies geschah 
aber nicht zum ersten Mal. 
Schon im Oktober 2013 ge-
lang es DemonstrantInnen 
in Ille-et-Vilaine, sie zu 
verjagen.		
		  Nicolas Prettner

Religionsunterricht? 
NEIN DANKE!

„Musst du oft Freunden 
gegenüber den Kapi-
talismus verteidigen? 
Brauchst du schnell 
plumpe Argumente, 
warum Sozialismus 
schlecht ist?“ Unter 
US-Jugendlichen wird 
Sozialismus immer po-
pulärer. Als Antwort 
soll diese App (bisheri-
ge Downloads: ca. 100) 
Rechten eine Argumen-
tationshilfe sein. Er-
folgsaussicht: gering.

Fundstück des Monats
Anti-Sozialismus-App?!
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Der höchste 
Mindestlohn der Welt

Seattle ist die erste Groß-
stadt in den USA, die den 
Mindestlohn von $15 pro 
Stunde einführt. Hun-
derttausende Beschäftig-
te werden aus der Armut 
geholt. Motiviert durch 
„Occupy“, hatte die Be-
wegung der Fast-Food-
Beschäftigten die Forde-
rung nach einem US-wei-

ten Mindestlohn von $15 
aufgestellt. Im November 
2013 erhielt diese Forde-
rung in Seattle durch die 
erfolgreiche Umfrage für 
$15 in der kleinen Nach-
bargemeinde SeaTac neu-
en Auftrieb. Es war jedoch 
die Wahl von Kshama Sa-
want, der Kandidatin von 
„Socialist Alternative“, 
im vergangenen Herbst, 
die entscheidend dazu 
beitrug, eine nicht mehr 
aufzuhaltende politische 
Lawine zu schaffen, mit 
der $15 in Seattle Realität 
wurden.

Sawant und „Socialist 
Alternative“ nutzten den 
Sitz im Stadtrat als Büh-
ne, um eine Bewegung 

von unten aufzubauen. 
Kurz nach den Wahlen 
im November riefen wir 
die Kampagne „15Now“ 
ins Leben, um den Druck 
auf hohem Niveau zu hal-
ten. „15Now“ baute in der 
Stadt elf Aktionsgrup-
pen auf und war in Stra-
ßen und Betrieben ak-
tiv. Wesentlich war, dass 

„15Now“ den Aktivis-
tInnen durch Aktions-
gruppen und demokrati-
sche Versammlungen die 
Möglichkeit bot, zu jedem 
Zeitpunkt mitzubestim-
men.

Die Konzerne und 
das Polit-Establish-
ment mussten feststel-
len, dass die $15 nicht 
mehr abzuwenden wa-
ren. Sie nutzten aber den 
Prozess dazu, eine Rei-
he von Schlupflöchern 
einzubauen. So versuch-
ten sie, die Umsetzung 
in die Ferne zu verschie-
ben. Außerdem tat man 
bis zum Tag der Abstim-
mung im Stadtrat alles, 
um die Gesetzesvorla-

ge weiter zu verwässern. 
„15Now“ und „Socialist 
Alternative“ kämpften 
bis zum Schluss in- und 
außerhalb des Stadtrats, 
um diese Schlupflöcher 
für die Konzerne wieder 
zu schließen. Sämtliche 
der Anträge von Sawant 
gegen Ausnahmen und 
Schlupflöcher wurden 
niedergestimmt, jene der 
Demokraten im Interes-
se der Unternehmen an-
genommen. So schob die 
Ratsmehrheit der „De-
mokraten“ das Inkraft-
treten auf April 2015 hi-
naus und erweiterte um 
Ausnahmen z.B. für Min-
derjährige.

Das zeigt: Auch wenn die 
„Demokraten“ sich fort-
schrittlicher geben als 
die „Republikaner“, die-
nen beide Parteien nur 
den Interessen der Kon-
zerne. Darum vertritt 
„Socialist Alternative“ 
die Position, dass Ar-
beiterInnen, Arme und 
Jugendliche ihre eige-
ne politische Alternati-
ve brauchen. Die Arbeit 
von Kshama Sawant und 
von „Socialist Alterna-
tive“ hat gezeigt, dass es 
möglich ist, eine unab-
hängige politische Stim-
me zu werden, mit der 
die Parteien der Banken 
und Konzerne herausge-
fordert werden können.

Zwar gibt es in Seattle 
nun den höchsten Min-
destlohn in den ganzen 
USA, relativ zu den Le-
b en serh a lt u n gsko sten 
sogar der ganzen Welt. 
Dennoch waren die Un-
ternehmen in vielen Fäl-
len in der Lage, die 15 US-
Dollar abzuschwächen. Je 
nach Größe des entspre-
chenden Betriebs wurden 
unterschiedliche Termi-
ne gesetzt, zu denen der 
neue Mindestlohn aus-
gezahlt werden muss. 
Hinzu kommt, dass für 
die ersten zehn Jahre ei-
ne Ausnahme im Fall von 
Trinkgeldern und ein Ab-
zug für die Gesundheits-
vorsorge eingebaut wur-
de. Das wäre vermeidbar 
gewesen. Das vorläufige 
Ergebnis widerspiegelte 
das Kräfteverhältnis zu 
dem Zeitpunkt.

In den letzten sechs Mona-
ten hat sich „Socialist Al-
ternative“ mit aller Kraft 
in eine Debatte innerhalb 
der ArbeiterInnenbewe-
gung eingebracht, bei der 
es um die Frage nach der 
besten Strategie ging. Die 
Strategie der wichtigsten 
Gewerkschaftsführun-
gen zielte nicht darauf ab, 
die Bewegung von unten 
aufzubauen sondern ori-
entierte darauf, wie Bür-
germeister mit den Un-
ternehmensvertretungen 

verhandeln würden. Wir 
ergriffen die Initiative für 
eine WählerInnenumfra-
ge für einen „starken Min-
destlohn“ („for a strong 
$15“). Hätten die großen 
Gewerkschaften uns un-
terstützt, hätten die Un-
ternehmen zu weiterge-
henden Zugeständnissen 
gezwungen werden kön-
nen. Die Gewerkschaften 
haben enorme Ressourcen 
und politisches Gewicht. 
Die Bewegung könnte we-
sentlich mehr erreichen, 
wenn die Gewerkschaf-
ten ihre Verbindungen zu 
den „Demokraten“ kap-
pen und die ganze Macht 
der arbeitenden Menschen 
mobilisieren würden. Das 
geht nur durch den Auf-
bau demokratisch organi-
sierter Massenbewegun-
gen. Wir müssen uns da-
ran erinnern, dass im Ka-
pitalismus keine Reform 
von alleine kommt. Die 
Konzerne können wieder 
rückgängig machen, was 
in Seattle erreicht wurde. 
Wir müssen darauf vorbe-
reitet sein, im Fall der Fäl-
le mobilisierungsfähig zu 
sein und zu verteidigen, 
was wir gewonnen haben. 
Für uns ist klar: $15 sind 
nur der Anfang – Wir ha-
ben eine Welt zu gewin-
nen!	

	 Patrick Ayers,  
Socialist Alternative Seattle, 
www.socialistalternative.org

In den USA 
erkämpfen 
SozialistInnen 
einen historischen Sieg.
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Im April dieses Jahres 
streikten 40.000 Arbeite-
rInnen in sechs Sneaker-
Fabriken in China. Ihr Ar-
beitgeber, die Hongkon-

ger Firma Yue Yuen, hat-
te sie seit mehr als zehn 
Jahren um die Sozialver-
sicherungsabgaben betro-
gen. Yue Yuen stellt 20  % 
der Sportschuhe weltweit 
her – für Marken wie Adi-
das, Nike und Timberland. 
Der zweiwöchige Streik 
im April war einer der 
größten Einzelstreiks der 
jüngeren Weltgeschichte. 
Streiks sind in China il-
legal – die ArbeiterInnen 
waren mit massiver Re-
pression konfrontiert.

Die chinesische KP griff 
zu einer Zuckerbrot-und-
Peitsche-Strategie: Klei-
ne Zugeständnisse in 
Verbindung mit starker 

Repression. Ihre größte 
Angst war, dass sich der 
Streik ausbreiten könn-
te – darum musste er so 
schnell wie möglich be-
endet werden. Gleichzei-
tig muss sie die Lohnkos-
ten niedrig halten, um ei-
ne Abwanderung nach 
Vietnam oder Bangladesh 
zu verhindern. 

Nach der ersten Streik-
woche wurde die Polizei 
in den Fabriken statio-
niert. Jene, die als für den 

Streik verantwortlich ge-
sehen wurden, wurden 
gefeuert und aus den Ge-
bäuden entfernt. Arbeite-
rInnen haben die Fabrik 

als „unter Polizeikontrol-
le“ beschrieben. Trotz der 
Repression haben die Ar-
beiterInnen erkannt, dass 
sie die Zugeständnisse 
nur durch den Streik er-
kämpft haben. Damit be-
kommt der Streik auch 
Vorbildwirkung für alle 
chinesischen ArbeiterIn-
nen in ähnlichen Kämp-
fen und in Kämpfen für 
das Recht auf unabhängi-
ge gewerkschaftliche Or-
ganisierung.	

	 Brettros

Der Yue Yuen Sneaker Streik

MetallarbeiterInnen streiken

“Die Fabrik hat uns 10 Jahre 
lang übers Ohr gehauen”

Die traurige Bilanz bei Re-
daktionsschluss: 1.973 tote 
PalästinenserInnen und 67 
Tote auf israelischer Sei-
te. Ein großer Teil des Ga-
zastreifens liegt in Trüm-
mern; die durch jahrelan-
ge Blockade ohnehin un-
erträgliche Lage ist noch 
schlimmer geworden. Der 
3. Gazakrieg in fünf Jah-
ren wirft die Frage nach 
einer Lösung auf.

Während Bomben in Ga-
za töteten und Raketen die 
israelische Zivilbevölke-
rung in Bunker zwang, gin-
gen tausende Menschen auf 
die Straße, um gegen Krieg, 
Besatzung und Blockade zu 
demonstrieren. Zweifels-
ohne waren die Kriegsgeg-
nerInnen in der Minderheit. 
Die Mehrheit der Israeli un-
terstützte das Vorgehen der 
Regierung, da sie so ein En-
de des Raketenbeschusses 
erhoffte. Maavak Sozialisti, 
die israelische Schwester-
organisation der SLP, zent-
ral an den Demonstrationen 
beteiligt, lehnt dies grund-
sätzlich ab und ruft zum 
gemeinsamen Kampf auf: 
„PalästinenserInnen haben 
das gleiche Recht auf Si-
cherheit wie Israeli. Bom-
ben bringen keine Stabili-
tät, sondern nur Tote. Der 
gemeinsame Feind ist Ne-
tanjahu.“

Zynisch nutzt die rechte 
israelische Regierung den 
Krieg, um die Rechte von 
ArbeiterInnen anzugreifen. 
Um den Krieg zu finanzie-

ren, sollen im staatlichen 
Rundfunk 2.000 Stellen 
abgebaut, beim öffentli-
chen Verkehr 14 % gekürzt 
und Wasserversorgung, 
Post, Stromgesellschaften 
etc. privatisiert werden. 
Netanjahu & Co. sind keine 
BündnispartnerInnen der 
israelischen ArbeiterIn-
nenklasse – sie treiben die 
Menschen in den Krieg und 
betreiben gleichzeitig Sozi-
alkahlschlag.

Ähnlich – wenn auch un-
ter anderen Voraussetzun-
gen – verhält es sich in der 
Westbank. Demonstratio-
nen gegen den Krieg wur-
den von der Autonomiebe-
hörde, teils in Abstimmung 
mit der israelischen Armee 
niedergeschlagen. Abbas 
ist (mit)verantwortlich für 
Korruption, für Verarmung 
und Unterdrückung. Die 
reaktionäre Hamas scheint 
derzeit als vermeintliche 
Verteidigerin der Palästi-
nenserInnen gestärkt.

Weder Hamas, Abbas 
noch Netanjahu bieten den 
Menschen in Israel/Paläs-
tina irgendeine Perspekti-
ve außer Krieg, Besatzung, 
Unterdrückung und Aus-
beutung. Die Proteste zei-
gen jedoch, was möglich 
und nötig ist: Gemeinsamer 
Kampf von jüdischen und 
palästinensischen Arbeite-
rInnen gegen Krieg und Be-
satzung, für Solidarität und 
eine sozialistische Perspek-
tive.	 Georg Maier

Frieden durch 
ArbeiterInneneinheit

In den letzten Wochen gab 
es eine Medienoffensi-
ve gegen den Streik süd-
afrikanischer Bergarbei-
terInnen. Die Kapitalis-
tInnen denunzierten ihn 
als „politisch“ und dro-
hen mit Jobabbau. Sie er-
kannten die Gefahr, die 
der Streik birgt: Nämlich, 
dass ArbeiterInnen tat-
sächlich beginnen, den 
industriellen Kampf mit 
dem politischen zu ver-
binden. Als Antwort gab 
die „Workers and Soci-
alist Party“, in der die 

südafrikanische Sekti-
on des CWI eine führen-
de Rolle einnimmt, eine 
Stellungnahme ab. Da-
rin entlarvte sie die Lü-
gen der Bosse und rief 
den ArbeiterInnen zu: Ja! 
Euer Streik ist auch po-
litisch! Kämpfen wir ge-
meinsam im Betrieb, und 
bauen wir eine neue Ar-
beiterInnenpartei auf! 
Das Statement wurde in 
voller Länge in der Ta-
geszeitung „Business Re-
port“ abgedruckt.		
www.socialistsouthafrica.co.za

Angriff auf Friedensmarsch
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Die „United Socialist Par-
ty“ (CWI in Sri Lanka) 
kämpft seit langem gegen 
den Rassismus gegenüber 
der tamilischen (meist 
hinduistischen) Bevölke-
rung. Am 26. Juli wurde 
ihr „Sozialistischer Frie-
densmarsch gegen Ras-
sismus“ von einer Gruppe 
rassistischer, buddhisti-
scher Mönche angegrif-
fen. Einige AktivistInnen 
mussten darauf im Spital 
behandelt werden. Schon 
Anfang Juli wurden Ge-
schäfte von MuslimIn-

nen in demselben Viertel, 
wo der Angriff stattfand, 
von buddhistischen Ext-
remisten angegriffen, die 
eine enge Verbindung zur 
Regierung haben. In An-
betracht dieses Angrif-
fes ruft die USP dazu auf, 
eine stärkere gemeinsa-
me antirassistische Be-
wegung von TamilInnen 
und SinghalesInnen ge-
gen die buddhistischen 
Extremisten und das 
diktatorische Regime in 
Sri Lanka aufzubauen.					
        www.lankasocialist.com

USA: Vorwahlen
Bei den Vorwahlen zum 
Repräsentantenhaus im 
US-Bundesstaat Washing-
ton konnte Jess Spear von 
der „Socialist Alternati-
ve“ (CWI in den USA) auf 
Anhieb 22  % erreichen. 
Mit der Massenbewegun-
gen für den Mindestlohn 
von 15 $ und der Wahl von 
Kshama Sawant als Stadt-
rätin in Seattle im Rücken, 
tritt Spear nun direkt ge-
gen den Inhaber des Sit-
zes, den Konzern-Freund 
Frank Chopp, an.		
   www.socialistalternative.org
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Sigmund Freud: 
Mehr als nur 
„deine Mutter“!

Wenn nach den „großen 
Söhnen“ der Republik ge-
fragt wird, fällt schnell 
der Name Sigmund Freud. 
Dennoch werden seine 
Entdeckungen großteils 
ignoriert und bekämpft. 
Wie wichtig es ist, die 
Psychoanalyse heute 
hochzuhalten, zeigt sich, 
wenn z.B. Katrin Nach-
baur (Team Stronach) 
daherredet, wie wichtig 
„die Gene“ für die Cha-
rakterentwicklung seien, 
wenn kleinste Vergehen 
vom Staat behandelt wer-
den wie Schwerverbre-
chen und wenn Bildungs- 
und Sozialabbau ganze 
Bevölkerungsschichten 
ins Abseits treiben.

Freuds Leistung war, 
die erste materialistische 
Psychologie zu schaf-
fen. Er baute seine The-
orie auf der Basis von 
konkreten Erfahrungen 
auf, meist im Gespräch 
mit seinen PatientInnen. 
Die Psychoanalyse zeigt, 
dass unser individuel-
les Verhalten auf konkre-
te Erlebnisse, und wie wir 
diese verarbeitet haben, 
zurückzuführen ist.

Marx entdeckte die Be-
wegungsgesetze der Ge-
sellschaft, Freud die des 
individuellen Seelen-
lebens. Freud geht, wie 
auch Marx, davon aus, 

dass unser Handeln zu-
erst der Befriedigung 
unserer materiellen Be-
dürfnisse dient (Essen 
Trinken, Sexualität etc.). 
Wenn uns das nicht mög-
lich ist, müssen wir Dinge 
runterschlucken („ver-
drängen“). Doch das Ver-
drängte dringt aus dem 
„Unbewussten“ immer 
wieder hervor, als soge-
nannte „Neurose“. Freud 
meinte nicht, dass jeder 
Triebverzicht prinzipi-
ell schlecht sei. Das Fort-
schreiten der mensch-
lichen Entwicklung ist 
verbunden mit einer im-
mer größeren Kontrol-
le unseres „Es“, unse-
rer „aus der Körperor-
ganisation entstande-
nen Triebe“ (Freud). Jedes 
Kind muss lernen, dass es 
nicht alles haben kann, 
was es will. Freud nennt 
diesen Lernprozess den 
Übergang vom „Lust-
prinzip“ zum „Realitäts-
prinzip“. Wie aber die-
ses Realitätsprinzip, also 
die äußere Welt, die Ge-
sellschaft, beschaffen ist, 
und wie wir darin einge-
führt werden, beeinflusst 
unser Seelenleben nach-
haltig.

Freud erkannte, wie 
Marx, dass wir heute in 
einer Gesellschaft leben, 
die die technischen Mög-

lichkeiten hätte, allen 
Menschen ein Leben zu 
garantieren, in dem wir 
nicht so viel runterschlu-
cken müssen. Doch statt-
dessen rechtfertigt sie die 
bestehenden Verhältnisse 
und zwingt uns, zu funk-
tionieren. Darum, meint 
Freud, „… ist es begreif-
lich, dass diese Unter-
drückten eine intensive 
Feindseligkeit gegen die 
Kultur entwickeln, die 
sie durch ihre Arbeit er-
möglichen, an deren Gü-
tern sie aber einen zu ge-
ringen Anteil haben“ und 
„es braucht nicht gesagt 
zu werden, dass eine Kul-
tur, welche eine so gro-
ße Zahl von Teilnehmern 
unbefriedigt lässt und zur 
Auflehnung treibt, weder 
Aussicht hat, sich dau-
ernd zu erhalten, noch es 
verdient.“ (Freud)

Doch Freud war kein Mar-
xist. Er erklärte die Ge-
schichte der Menschheit 
nicht auf der Basis von 
historisch gewachsenen, 
materiellen Produktions- 
und Machtverhältnissen. 
Die Psychoanalyse „lehrt 
nichts über den Kapita-
lismus, viel aber darü-
ber, was er aus den Men-
schen macht“ (Helmut 
Dahmer). Psychoanaly-
se kann den Marxismus 

nicht ersetzen, aber sie 
kann ihn ergänzen. Sie ist 
eben nicht nur eine Be-
handlungsmethode für 
reiche PatientInnen. In 
Alltagszusammenhängen 
angewendet, kann sie uns 
helfen, das Verhalten un-
serer Mitmenschen und 
unser eigenes zu verste-
hen und zu reflektieren. 
Ob sie dieses Potential 
verwirklicht, „entschei-
det sich nicht in der Kur, 
sondern in der Arena so-
zialer Kämpfe“ (Dahmer). 
Das Verstehen psycho-
analytischer Zusammen-
hänge kann z.B. bei der 
Wiedereinführung von 
ehemaligen StraftäterIn-
nen in die Gesellschaft, 
aber auch im ganzen Bil-
dungssystem eine extrem 
wichtige und fortschritt-
liche Rolle spielen. Dafür 
müssen Law-and-Order-
Politik und Bildungsab-
bau bekämpft werden.

Freud war natürlich ein 
Kind seiner Zeit und sei-
ner (bürgerlichen) Klas-
se, was auf seine Theo-
rie abfärbte. Doch auch 
wenn Freud vom ge-
sellschaftlichen Sexis-
mus beeinflusst war: Die 
Entdeckung der kindli-
chen Sexualität griff die 
bürgerliche Sexualmo-
ral frontal an. Auch endet 
die Entwicklung der Psy-

choanalyse nicht mit dem 
Tod Freuds: Schriften 
von Horkheimer, Marcu-
se und anderen trugen zu 
ihrem Fortschritt und ih-
rem Verhältnis zum Mar-
xismus bei, auch wenn 
ihre Urheber sich später 
vom Marxismus entfern-
ten.

Freud begrüßte die russi-
sche Revolution als „gro-
ßes Kulturexperiment“. 
In der jungen Sowjetuni-
on florierte die Psycho-
analyse. Als der Stalinis-
mus überhand gewann, 
wurde sie als „unmar-
xistisch“ gebrandmarkt. 
Freud wandte sich ent-
täuscht ab. Andererseits 
verteidigten MarxistIn-
nen wie Siegfried Bern-
feld konsequent Freuds 
Ideen, ohne ihre eigene 
marxistische Grundana-
lyse aufzugeben. Der Ka-
pitalismus muss gestürzt 
werden und durch ei-
ne sozialistische Gesell-
schaft ersetzt werden, in 
der die Bedürfnisse der 
Menschen entscheiden, 
und nicht der Profit. Der 
Sozialismus ist die Ver-
wirklichung von Freuds 
Vision einer „Kultur, 
die keinen mehr unter-
drückt“.

	 Sebastian Kugler

Vor 75 Jahren starb Sigmund Freud. 
Für SozialistInnen sind viele seiner Ideen noch immer hochaktuell.
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Unsere Broschüre befasst 
sich mit der Rolle der Ge-
werkschaften im 21. Jahr-
hundert. Die Gewerkschaf-
ten als Kampfinstrument 
der ArbeiterInnenklasse, 
um gegen Kürzungen, Stel-
lenabbau und Arbeitszeit-
flexibilisierung zu kämpfen, 
sind vor dem Hintergrund 
der Krise so wichtig wie nie 
zuvor. Doch entgegen ihrer 
geplanten Rolle als „Preis-
fechter für die Ware Ar-
beitskraft“ (Marx) klaffen 

die Interessen der Büro-
kratie und der Beschäftig-
ten meist auseinander. Wir 
erläutern die Notwendig-
keit einer Kampforganisa-
tion, die Rolle der Fachge-
werkschaften und auf wel-
cher Grundlage ein sozia-
listisches Programm Erfolg 
haben kann.

Für nur 3 € jetzt online 
bestellen oder bei der SLP 
auf der nächsten Demo 
beziehen!

Aus der SLP

NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Donnerstag, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

Natürlich bleibt die SLP  
auch in Wien am Ball; im 
Herbst werden selbstver-
ständlich die regelmäßigen 
Treffen wieder stattfinden. 
Bei Redaktionsschluss waren 
die Termine der SLP- Orts-
gruppen

Wien-West

Wien-Nord

Wien-Mitte

noch nicht fixiert. Infos,  
zahlreiche Termine und  
Veranstaltungshinweise auf  
www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

„Gegen imperialistische 
Ausbeutung durch Staa-
ten und internationa-
le Konzerne! Gegen den 
Einsatz von ausländi-
schen Truppen und ei-
ne heuchlerische Be-
setzungspolitik, um de-

ren imperialistische In-
teressen durchzusetzen! 
Raus aus jeglichen Mili-
tärbündnissen! Nicht die 
USA, EU, NATO oder UNO 
bringen Frieden und eine 
Lebensgrundlage, son-
dern die internationa-
le Solidarität der Arbei-
terInnenklasse und eine 
demokratische Kontrolle 
über die Ressourcen ei-
nes Landes durch die ar-
me und arbeitende Bevöl-
kerung selbst!“

Angesichts des Terrors 
von ISIS/IS, Boko Haram & 
Co., angesichts des Trüm-
merhaufens, den der ge-
samte Nahe Osten und 
große Teile Afrikas dar-
stellen, meinen auch im-
mer mehr fortschrittliche 

Menschen, „der Westen 
müsse eingreifen“. Die-
se Sichtweise ignoriert die 
lange, blutige Geschich-
te von Kolonialismus und 
Imperialismus, und die 
Narben, die sie in der Be-
völkerung hinterließen. 
Der Westen, der Imperi-
alismus, interveniert nie 
uneigennützig, sondern 
nur, wenn es „was zu holen 
gibt“ – wenn, wie im Irak, 
Rohstoffquellen einge-
nommen werden können. 

Oder, wie in Haiti, militä-
rische Präsenz in strate-
gischen Regionen aufge-
baut werden kann. Oder, 
wie im Tschad, freundli-
che Marionettenregimes 
stabilisiert werden. Eine 
Militärintervention kann 
einzelne TerroristInnen 
töten – den Terrorismus 
nährt sie nur, weil sie ei-
ne Spur aus Verwüstung 
zurücklässt und imperi-
alistische Dominanz aus-
baut. Dem setzen wir die 
internationale Solidari-
tät der ArbeiterInnenbe-
wegung entgegen. Durch 
internationale Kanäle der 
Gewerkschaften oder der 
politischen Linken kön-
nen Hilfsgüter, aber auch 
Kampfwerkzeug, gezielt 
geliefert werden: an die 
Kräfte in der Region, die 
gegen die Dschihadisten 
auf der Basis eines fort-
schrittlichen Programms 
kämpfen.

SLP-Programm genau erklärt:

Internationale ArbeiterInnen-
Solidarität gegen den Terror.

Seit drei Monaten bin ich 
Mitglied der SLP. Dass der 
Wunsch, gegen Kapitalis-
mus, Rassismus, Sexismus 
und Homophobie aktiv 
zu werden, ausschlagge-
bend für die Entscheidung 
ist, Mitglied in einer sozi-
alistischen Organisation 
zu werden, ist klar. Aber 
es gibt viele linke Orga-
nisationen – warum die 
SLP? Ein Grund für mich, 
der SLP beizutreten: Dass 
sie beide Felder, in denen 
sich heute linke Aktivität 

konzentriert, nämlich die 
traditionellen Organe der 
ArbeiterInnenbewegung 
einerseits, Organisatio-
nen linker Studierender 
andererseits, miteinander 
zu verbinden sucht. Der 
von ArbeiterInnen getra-
gene Protest gegen Sozi-
alkürzungen und zuneh-
mende Schikane ist der 
Keim einer neuen sozia-
listischen Bewegung, und 
das linke studentische 
Milieu muss dazu moti-
viert werden, an seinem 

Aufblühen mitzuwirken. 
Die SLP steht konsequent 
an der Spitze linker ge-
sellschaftspolitischer Be-
wegungen – z.B. zur Un-
terstützung der Refu-
gees oder im Kampf gegen 
christliche Abtreibungs-
gegnerInnen wie auch im 
ökonomischen Kampf der 
ArbeiterInnen z.B. gegen 
den Zwölfstundentag.

Fabian Lehr 
(27, Philosophiestudent 

und Hilfsarbeiter)

Die Verbindung beider Felder

Gewerkschaften im 
21. Jahrhundert – Aufgaben, 
Grenzen, Möglichkeiten

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

„Profil“ konfrontierte Caritas-Direktor Landau mit dem 
Vorwurf der Fundi-Seite katholizismus.info, er hätte 
eine politische Nähe zur SLP. Landau stritt dies ab und 
auch wir können die Fundis beruhigen: Im Gegensatz 
zur Caritas wollen wir das Leid der Armen nicht nur 
lindern – wir wollen mit ihnen gegen die Ursachen ih-
rer Armut kämpfen – und gegen Fundis gleich mit. Ver-
wechslungsgefahr ausgeschlossen.

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Die FPÖ käme laut Sonn-
tagsfrage auf Platz eins. Das 
liegt v.a. an der Politik von 
SPÖVP. Viele sind von Nied-
riglöhnen, Arbeitslosig-
keit und unleistbaren Mie-
ten betroffen. Sie haben die 
Verantwortung von SPÖ-
VP dafür erkannt und set-
zen keine Hoffnung in sie, 
daran etwas zu ändern. Mit 
den Bankenrettungen und 
den folgenden Sparpake-
ten haben sie dafür gesorgt, 
die Kosten der Krise auf die 
Menschen abzuladen und 
den Unternehmen die Pro-
fite zu sichern.

Die FPÖ kann sich als 
Partei für soziale Gerechtig-
keit präsentieren und wird 
mangels linker Alternative 
von vielen deshalb gewählt. 
Sie tut so, als ob sie für hö-
here Pensionen und leistba-

re Mieten wäre. Sie verbin-
det ihr „Sozialprogramm“ 
mit der ausländerfeindli-
chen Forderung, dass all das 
nur InländerInnen zuste-
hen soll. Die meisten FPÖ-
WählerInnen sind aber kei-
ne Ausländerfeinde, son-
dern hoffen auf eine Verbes-
serung ihrer sozialen Lage. 
Eine Regierungsbeteiligung 
der FPÖ würde aber ver-
schärfte Sparmaßnahmen 
bedeuten. Das zu erklären, 
reicht nicht. Wir brauchen 
eine glaubhafte kämpferi-
sche linke Alternative, die 
den Unmut aufgreift und 
Kämpfe für soziale Verbes-
serungen führt – nur so 
kann verhindert werden, 
dass es der FPÖ immer wie-
der gelingt, die soziale Mi-
sere der Menschen zu nut-
zen.	 Georg Kumer

SPÖVP machen FPÖ stark
Proteste gegen die Salzburger Festspiele

Nur eine neue kämpferische ArbeiterInnenpartei mit 
sozialistischem Programm kann den Zulauf zur FPÖ stoppen.


